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. Einführung 


Der Führer hat in den Jahren 1938 und 1939 aus dem 
Deutſchen Reich das Großdeutſche Reich geſchaffen. 
Es ſind die folgenden Gebiete wiedergewonnen und in 
SA Deutſche Reich (Altreich) eingegliedert 
vorden: 


das ehemalige Land Oſter reich durch das Geſetz 
über die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem Deut 
ſchen Reich vom 13. März 1938 (NED I S. 237) mit 
Wirkung ab 14. März 1938, 

die ehemaligen ſudetendeutſchen Gebiete 
durch das Geſetz über die Wiedervereinigung der ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete mit dem Deutſchen Reich vom 21. No⸗ 
vember 1938 (NER I S. 1641) mit Wirkung ab 21. No 
bember 1938, 5 

3. das Protektorat Böhmen und Mähren durch 
den Erlaß des Führers und Reichskanzlers über das 
Protektorat Böhmen und Mähren vom 16. März 1939 
(RGBl 1 S. 485) mit Wirkung ab 16. März 1939, 
vereinigung des Memellandes mit dem Deutſchen Reich 
das Memelgebielt durch das Geſetz über die Wieder⸗ 
vom 23. März 1939 (RGBI 1 S. 559, RESP 1989 
S. 494) mit Wirkung ab 22. März 1939, 

das Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
durch das Geſetz über die Wiedervereinigung der Freien 
Stadt Danzig mit dem Deutſchen Reich vom 1. Septem⸗ 
ber 1939 (RGBI I S. 1547, NEN 1939 S. 961) mit 
Wirkung ab 1. September 1939, 

die Oſtgebiete durch den Erlaß des Führers und 
Reichskanzlers über Gliederung und Verwaltung der 
Oſtgebiete vom 8. Oktober 1939 (RGBI I S. 2042, 
RStBl 1939 S. 1045) mit Wirkung ab 26. Oktober 1939. 
Eingegliederte Oſtgebiete find die Reichs- 


— 
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4. Verhältnis zwiſchen der bisherigen Freien Stadt Danzig und 
dem anderen Reichsgebiet, 


5. Verhältnis zwiſchen dem Memelgebiet oder den eingegliederten 


5 Oſtgebieten und dem anderen Reichsgebiet, 


6. Verhältnis zwiſchen dem Protektorat Böhmen und Mähren und 


dem anderen Reichsgebiet. 


gaue Poſen und Danzig ⸗Weſtpreußen mit 
Ausnahme des Gebiets der bisherigen Freien Stadt 
Danzig und der bisher zu Oſtpreußen gehörenden Teile 
des Regierungsbezirks Marienwerder. Es gehören zu 
den eingegliederten Oſtgebieten außerdem die bisher 
polniſchen Gebietsteile, die in die Provinzen Schleſien 
und Oſtpreußen eingegliedert worden ſind. Das ſind 
insbeſondere die Regierungsbezirke Kattowitz und 
Zichenau. 


In den bezeichneten Gebieten beſtanden und beſtehen 
zum Teil noch andere Rechtsvorſchriften als im Alt 
reich. Das Deutſche Einkommenſteuerrecht iſt in 
den meiſten dieſer Gebiete bereits eingeführt worden. 
Im Protektorat Böhmen und Mähren dagegen bleibt das 
tſchechoſlowakiſche Einkommenſteuerrecht bis auf 
weiteres in Kraft. 

Der Übergang der Steuerhoheit auf das Deutſche 
Reich in den meiſten der bezeichneten Gebiete hat 
Zweifelsfragen hinſichtlich der Steuerpflicht 
der Einwohner dieſer Gebiete mit ſich gebracht, die in der 
Hauptſache durch den übergang vom bisherigen 
zum Deutſchen Einkommenſteuerrecht bedingt ſind. 
Zweifelsfragen der gleichen Art haben ſich auch für das 
Verhältnis zwiſchen dem Protektorat Böhmen und 
Mähren und dem anderen Reichsgebiet ergeben. Dort ſind 
die Zweifelsfragen dadurch entſtanden, daß das Protektorat 
Böhmen und Mähren auf dem Gebiet der Einkommenſteuer 
die Steuerhoheit weiter behalten hat. 


2. Verhältnis zwiſchen der Oſtmark und dem anderen 
Reichsgebiet 
Das Deutſche Einkommenſteuerrecht iſt im Gebiet des 
ehemaligen Landes Sſterreich bereits für die 
Veranlagung für das Kalenderjahr 1938 angewendet wor⸗ 
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den. Beſonderheiten hinſichtlich der Steuer⸗ 
pflicht beſtehen für das Verhältnis zwiſchen der Oſtmark 
und dem Altreich nicht. Die Einwohner der Oſtmark und 
die Einwohner des Altreichs ſind ſich bei der Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung für das Kalenderjahr 1939 gleich- 
geſtellt. Steuerpflichtige aus der Oſtmark unterliegen 
bei dem zuſtändigen Finanzamt mit allen Einkünften, alſo 
unbeſchränkt, der Einkommenſteuer. Sie dürfen durch 
ein Finanzamt des Altreichs oder durch ein anderes Deut⸗ 
ſches Finanzamt nicht beſchränkt zur Einkommen⸗ 
ſteuer herangezogen werden. Steuerpflichtige aus dem Alt⸗ 
reich ſind anderſeits in der Oſtmark nicht be⸗ 
ſchränkt einkommenſteuerpflichtig. 


Beiſpiele: 


J. Ein Steuerpflichtiger in Goslar hat Einkünfte aus einer 
Landwirtſchaft bei Wien. Er iſt nur in Goslar zur Ein⸗ 
kommenſteuer zu veranlagen. 

. Ein Steuerpflichtiger in Insbruck bezieht Zinſen aus einer 
Hypothek, die auf einem Grundſtück in Leipzig eingetragen iſt. 
Er iſt auch mit den bezeichneten Einkünften nur in Insbruck 
zur Einkommenſteuer heranzuziehen. 


— 
— 


3. Verhältnis zwiſchen den ehemaligen ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten und dem anderen Reichsgebiet 


Für das Verhältnis zwiſchen den ehemaligen 
ſudetendeutſchen Gebieten und dem anderen 
Reichsgebiet gilt bei der Veranlagung zur Einkommenſteuer 
für 1939 in der Hauptſache das gleiche wie für das Verhält⸗ 
nis zwiſchen der Oſtmark und dem anderen Reichsgebiet. 
Steuerpflichtige aus den ehemaligen ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten ſind von dem zuſtändigen Finanzamt mit allen 
Einkünften, alſo unbeſchränkt, zur Einkommenſteuer 
zu veranlagen. Erzielen dieſe Steuerpflichtigen Einkünfte 
in dem Bezirk eines Finanzamts aus dem anderen 
Reichsgebiet, ſo dürfen ſie von dieſem Finanzamt nicht be⸗ 
ſchränkt zur Einkommenſteuer herangezogen werden. 


In den ehemaligen ſudetendeutſchen Gebieten wird die 
Einkommenſteuer für den Veranlagungszeitraum 
1939 aber nur zu elf Sechzehnteln erhoben. Hin⸗ 
weis auf § 2 Abſatz 2 der Einundzwanzigſten Verordnung 
zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Reichsgau 
Sudetenland und in den in die Länder Preußen und 
Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen Gebietsteilen vom 
28. November 1939 (RGBl 1 S. 2397, RStBl 1939 ©. 1197). 


Dieſe Maßnahme hat ihren Grund darin, daß die 
Lohnſteuer in den ehemaligen ſudetendeutſchen Gebieten 
für das erſte und zweite Kalendervierteljahr 1939 nur zur 
Hälfte, für das dritte Kalendervierteljahr nur zu drei 
Vierteln und erſt ab 1. Oktober 1939 in voller Höhe 
erhoben worden iſt. Die veranlagten Einkommenſteuer⸗ 
pflichtigen ſollen nicht ſchlechter geſtellt werden als die 
Lohnſteuerpflichtigen. 


4. Verhältnis zwiſchen der bisherigen Freien Stadt Danzig 
und dem anderen Reichsgebiet 


Das Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig iſt erſt ab 1. September 1939 im ſtaatsrechtlichen 
Sinn wieder Deutſches Reichsgebiet geworden. Man könnte 
daraus die Folgerung ziehen, daß die Steuerpflichtigen 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig mit den 
Einkünften, die ſie bis zum 1. September 1939 im anderen 
Reichsgebiet erzielt haben, imanderen Reichsgebiet 
noch als beſchränkt ſteuerpflichtig zu behandeln 
wären, und daß anderſeits Steuerpflichtige aus dem anderen 
Reichsgebiet bei der Einkommenſteuerveranlagung für 1939 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig zur be⸗ 
ſchränkten Einkommenſteuer herangezogen werden könnten. 
Dieſe Folgerung hat der Reichsminiſter der Finanzen 
nicht gezogen. Er hat im Gegenteil im Abſchnitt 1 der 
Einkommenſteuer⸗Richtlinien und Körperſchaftſteuer⸗Richt⸗ 
linien für 1939 beſtimmt, daß bei der Einkommenſteuer⸗ 
veranlagung für das Kalenderjahr 1939 fo zu verfahren iſt, 
als ob das Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
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während des ganzen Kalenderjahrs 1939 Deutſches 
Reichsgebiet geweſen wäre. 


Daraus ergibt ſich das folgende: 


a) Die Steuerpflichtigen im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig ſind bei der Einkommenſteuerveran⸗ 
lagung für 1939 jo zu behandeln, als ob das Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig während des ganzen 
Kalenderjahrs 1939 ſchon zum Deutſchen Reich gehör: 
hätte. Einkünfte, die dieſe Steuerpflichtigen aus dem 
Altreich, der Oſtmark oder dem Reichsgau Sudetenland 
im Kalenderjahr 1939 bezogen haben, ſind deshalb in 
vollem Umfang bei der nach Danziger Steuerrecht 
vorzunehmenden Einkommenſteuerveranlagung für 1939 
zu berückſichtigen. 


Steuerpflichtige, die im Altreichs gebiet, in der 
Oſtmark oder im Reichsgau Sudetenland 
einen Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben und die im Kalenderjahr 1939 aus dem Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig Einkünfte bezogen 
haben, ſind wegen dieſer Einkünfte im Gebiet der bis⸗ 
herigen Freien Stadt Danzig nicht mehr als beſchränkt 
Steuerpflichtige zu behandeln. Dieſe Einkünfte ſind bei 
der Einkommenſteuerveranlagung für 1939, die im Alt- 
reich, in der Oſtmark oder im Reichsgau Sudetenland 
vorzunehmen iſt, zuſammen mit den anderen Einkünften 
zur Einkommenſteuer heranzuziehen. 


b 


— 


Es iſt danach für eine Anwendung der Vorſchriſten über 
die Beſeitigung der Doppelbeſteuerung zwiſchen der 
Freien Stadt Danzig und dem Deutſchen Reich kein Raum 
mehr. 


Beiſpiele: 


. Ein Steuerpflichtiger hat feinen Wohnſitz in Elbing. Er befipt 
in Elbing ein Großhandelsgeſchäft und unterhält in Danzig 
eine Zweigſtelle. Der Steuerpflichtige iſt für das 
Kalenderjahr 1989 auch mit den Einkünften aus der Danziger 
Zweigſtelle nur in Elbing zu veranlagen. Er darf mit den 
Einkünften aus der Danziger Zweigſtelle ſeines Gewerbe⸗ 
betriebs auch für die Zeit vom 1. Januar 1939 bis zum 
31. Auguſt 1939 in Danzig zur Einkommenſteuer nicht heran: 
gezogen werden. 

. Ein Steuerpflichtiger mit dem Wohnſitz in Danzig beſitzt ein 
Hausgrundſtück in Breslau. Er iſt mit den Einkünften 
aus dem Hausgrundſtück für das ganze Kalenderjahr 1989 
mur in Danzig zur Einkommenſteuer zu veranlagen. 


„Für das Verhältnis zwiſchen dem Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig einerſeits und dem Memelland, den 
eingegliederten Oſtgebieten und dem Protektorat Böhmen 
und Mähren anderſeits gilt das gleiche wie für das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Altreich, der Oſtmark und dem Reichs⸗ 
gau Sudetenland einerſeits und dem Memelland, den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten und dem Protektorat Böhmen und 
Mähren anderſeits. Hinweis auf die Abſchnitte 5 und 6. 


= 
= 


5. Verhältnis zwiſchen dem Memelgebiet oder den ein- 
gegliederten Oſtgebieten und dem anderen Reichsgebiet 


Im Memelgebiet (Memelland) und in den ein ⸗ 
gegliederten Oſtgebieten erfolgte die Veran⸗ 
lagung zur Einkommenſteuer bisher nicht rückwirkend für 
ein abgelaufenes Kalenderjahr wie nach Deutſchem 
Einkommenſteuerrecht, ſondern für das laufende Jahr 
nach dem Einkommen des vergangenen Kalenderjahrs. 
Es fielen deshalb nach dem Einkommenſtenerrecht in den 
bezeichneten Gebieten der Bemeſſungs zeitraum 
und der Veranlagungszeitraum auseinander. 
Die letzte Veranlagung nach dem bisherigen Recht 
erfolgte in dieſen Gebieten für das Kalenderjahr 1939 auf 
der Grundlage des Einkommens, das die Steuerpflichtigen 
im Kalenderjahr 1938 erzielt hatten. Es muß deshalb im 
Memelland und in den eingegliederten Oſtgebieten eine 
Veranlagung zur Einkommenſteuer für das Kalenderjahr 
1939 nach den reichsrechtlichen Vorſchriften unter⸗ 
Bleiben, weil die Steuerpflichtigen in dieſen Gebieten 
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für den Veranlagungszeitraum 1939 ſonſt zweimal Ein- 
kommenſteuer zu entrichten haben würden. 


Eine Veranlagung zur Einkommenſteuer nach Deutſchem 
Einkommenſteuerrecht kann im Memelland und in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten zum erſten mal im Frühjahr 
1941 für den inen ee 1940 erfolgen. Ihr 
wird das Einkommen des Kalenderjahrs 1940 zugrunde 
liegen. Das Einkommen des Kalenderjahrs 1939 iſt in 
viren Gebieten einkommenſteuerrechtlich bedeutungs⸗ 

0 8. 


8 Es ergeben ſich aus den bezeichneten Umſtänden bei der 

Veranlagung für 1939 Schwierigkeiten, wenn bei 
Steuerpflichtigen Einkünfte aus dem Memelland oder aus 
den eingegliederten Oſtgebieten mit Einkünften aus dem 
anderen Reichsgebiet mit Ausnahme des Protektorats 
Böhmen und Mähren zuſammentreffen. Dieſe Fälle ſind 
nicht ſelten. Sie kommen insbeſondere in den Oberfinanz⸗ 
bezirken Oſtpreußen, Pommern, Brandenburg, Schleſien 
und Troppau vor. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat die entſtandenen 

Fragen im Abſchnitt 1 der Einkommenſteuer⸗Richtlinien 
und Körperſchaftſteuer⸗Richtlinien für 1939 geregelt. Es iſt 
danach zwiſchen Steuerpflichtigen, die einen Wohnfitz oder 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Memelland oder in 
den eingegliederten Oſtgebieten haben, und 
Steuerpflichtigen, die einen Wohnſitz oder ihren gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt im Gebiet des Altreichs, des ehe⸗ 
maligen Landes Oſterreich, der ehemaligen 
ſudetendeutſchen Gebiete oder im Gebiet der bis⸗ 
herigen Freien Stadt Danzig haben, zu unter⸗ 
ſcheiden. 
Steuerpflichtige, die im Kalenderjahr 1939 einen Wohn⸗ 
ſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet des Alt⸗ 
reichs, des ehemaligen Landes Sſterreich, 
der ehemaligen ſudetendeutſchen Gebiete 
oder im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
hatten, können in den Kalenderjahren 1938 und 1939 Ein⸗ 
künfte aus dem Memelland oder aus den eingegliederten 
Oſtgebieten bezogen haben. Die Steuerpflichtigen werden 
im Memelland oder in den eingegliederten 
Oſtgebieten mit ihren Einkünften aus dem Kalender⸗ 
jahr 1938 für das Kalenderjahr 1939 in den meiſten Fällen 
zur Einkommenſteuer herangezogen worden ſein. Zwiſchen 
dem Deutſchen Reich und Litauen beſtand und beſteht 
kein Doppelbeſteuerungs abkommen. Es wird 
deshalb nur ausnahmsweiſe vorgekommen ſein, daß aD, 
Steuerpflichtige aus dem Altreich mit ihren Einkünften 
aus dem Memelland dort nicht zur Einkommenſteuer ver⸗ 
anlagt worden find, 


Zwiſchen dem Deutſchen Reich und Polen war ein 
Doppelbeſteuerungsabkommen auch nicht in Kraft. Es 
beſtanden aber Erlaſſe, die von deutſcher Seite die Be⸗ 
ſeitigung von Doppelbeſteuerungen im Ver⸗ 
hältnis zu Polen herbeiführen ſollten. In Polen wird zum 
Teil entſprechend verfahren worden ſein. Es werden aber 
auch in vielen Fällen Einkünfte, die Reichsdeutſche aus 
Polen bezogen haben, in Polen zur Einkommenſteuer heran⸗ 
gezogen worden ſein. 


Die Steuerpflichtigen ſollen mit ihren Einkünften, 
die bereits im Memelland oder in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten für das Kalenderjahr 
1989 der Einkommenſteuer unterlegen haben, nicht 
noch einmal im anderen Reichsgebiet mit Ausnahme des 
rotektorats Böhmen und Mähren zur Einkommenſteuer 
veranlagt werden, weil fie ſonſt inſoweit doppelt Ein⸗ 
kommenſteuer zahlen würden. Es iſt deshalb beſtimmt 
worden, daß bei den oben bezeichneten Steuerpflichtigen 
Einkünfte aus dem Memelland oder aus den eingegliederten 
Oſtgebieten bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 1939 
inſoweit außer Anſatz zu laſſen find, als die ent- 
ſprechenden Einkünfte des Jahrs 1938 in dem Memelland 
oder in den eingegliederten Oſtgebieten für das Kalender⸗ 
lahr 1939 bereits zur Einkommenſteuer herangezogen 
worden ſind. 


Beifpiel: 

Ein Steuerpflichtiger wohnt in Königsberg i. Pr. Er 
beſitzt eine Hypothek, die auf einem Grundſtück in Memel 
oder in Thorn laſtet und hat daraus in den Kalenderjahren 
1938 und 1939 Zinſen bezogen. Er iſt mit den Zinſen aus 
dem Kalenderjahr 1938 in Memel oder in Thorn für das 
Kalenderjahr 1939 zur Einkommenſteuer veranlagt worden. 
Der Steuerpflichtige darf mit den Zinſen, die er für die 
Hypothek im Kalenderjahr 1939 erhalten hat, in Königs⸗ 
berg i. Pr. für das Kalenderfahr 1939 nicht zur Einkommen⸗ 
ſteuer herangezogen werden. 


Die Steuerpflichtigen müſſen nachweiſen (glaub⸗ 
haft machen), daß ihre Einkünfte aus dem Memelland oder 
aus den eingegliederten Oſtgebieten in dieſen Gebieten be⸗ 
reits verſteuert worden ſind. An den Nachweis werden in 
den meiſten Fällen keine hohen Anforderungen zu 
ſtellen ſein. 


Es kommt nur darauf an, daß im Memelland oder in 
den eingegliederten Oſtgebieten die Einkünfte des Kalender⸗ 
jahrs 1938 verſteuert worden ſind, die den Einkünften 
entſprechen, die der Steuerpflichtige im Kalenderjahr 1939 
bezogen hat. Es iſt dabei ohne Belang, ob die Ein⸗ 
künfte im Kalenderjahr 1939 höher oder niedriger 
waren als im Kalenderjahr 1988. 

Beiſpiel: 

Ein Kaufmann mit dem Wohnort in Beuthen beſitzt in 
Beuthen einen Gewerbebetrieb. Er hat außerdem eine 
Zweigniederlaſſung in Kattowitz. Der gewerbliche 
Gewinn des Kaufmanns aus der Kattowitzer Zweignieder⸗ 
laſſung betrug im Kalenderjahr 1938 6 000 RM, im Kalender⸗ 
jahr 1989 8 000 RM. Der Kaufmann wurde in Kattowitz mit 
dem Gewinn von 6000 RM für das Kalenderjahr 1939 zur 
Einkommenſteuer veranlagt. Er darf mit dem Gewinn 1939 
aus der Zweigniederlaſſung für das Kalenderjahr 1939 in 
Beuthen nicht zur Einkommenſteuer herangezogen werden, 
obwohl der Gewinn 1939 größer iſt als der Gewinn 1938. 
Der Gewinn 1939, den der Kaufmann in der Zweignieder⸗ 
laſſung Kattowitz erzielt hat, bleibt bei ſeiner Einkommen⸗ 
beſteuerung außer Betracht. 


Bei Steuerpflichtigen mit Einkünften aus nicht⸗ 
ſelbſtändiger Arbeit iſt entſprechend zu verfahren. 
Es iſt auch hier zu prüfen, ob der Steuerpflichtige mit ſeinen 
Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit im Memelgebiet 
oder in den eingegliederten Oſtgebieten der Einkommen⸗ 
ſteuer unterlegen hat. In dieſen Fällen kommt es aber 
darauf an, ob die Einkünfte aus den bezeichneten Gebieten 
im Kalenderjahr 1939 zur Einkommenſteuer herangezogen 
worden ſind. 


Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger in Oppeln hat eine Rente aus 
den eingegliederten Oſtgebieten bezogen. Die Rente hat der 
polniſchen Einkommenſteuer unterlegen. Der Steuerpflichtige 
hat außerdem in Oppeln im Kalenderjahr 1939 aus einem 
Gewerbebetrieb einen Gewinn von 1000 RM erzielt. 
Er kann in Oppeln nur mit dem gewerblichen Gewinn für das 
Kalenderjahr 1939 zur Einkommenſteuer veranlagt werden. 
Die Rente darf bei der Veranlagung nicht berückſichtigt werden, 
weil davon ſchon Einkommenſteuer in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten entrichtet worden iſt. 


Steuerpflichtige, die im Kalenderjahr 1939 einen 
Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Memel⸗ 
land oder in den eingegliederten Oſtgebieten 
hatten, können in den Kalenderjahren 1938 und 1939 Ein- 
künfte aus dem anderen Reichsgebiet mit Aus⸗ 
nahme des Protektorats Böhmen und Mähren bezogen 
haben. Es kann ſein, daß die Steuerpflichtigen mit den 
Einkünften des Kalenderjahrs 1938 aus dem anderen 
Reichsgebiet im Memelland oder in den eingegliederten 
Oſtgebieten bereits zur Einkommenſteuer für 1939 veranlagt 
worden ſind. In dieſem Fall ſollen die entſprechenden Ein⸗ 
künfte des Kalenderjahrs 1939 im Gebiet des Altreichs, des 
ehemaligen Landes ſterreich, der ehemaligen ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete und im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig nicht noch einmal zur Einkommenſteuer für 
das Kalenderjahr 1939 herangezogen werden. 
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Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger in Memel hat ein Hausgrund⸗ 
ſtück in Tilſit. Er iſt in Memel für das Kalenderjahr 1939 
auch mit den Einkünften aus dem Tilſiter Hausgrundſtück zur 
Einkommenſteuer veranlagt worden. Der Steuerpflichtige iſt 
in Tilſit mit den Einkünften aus dem Hausgrundſtück für das 
Kalenderjahr 1939 nicht noch einmal der Einkommenſteuer 
zu unterwerfen. 

Es kann auch fein, daß Steuerpflichtige im Memel⸗ 
land oder in den eingegliederten Oſtgebieten 
mit ihren Einkünften aus dem anderen Reichsgebiet (mit 
Ausnahme des Protektorats Böhmen und Mähren) im 
Memelland oder in den eingegliederten Oſtgebieten für das 
Kalenderjahr 1939 zur Einkommenſteuer nicht herangezogen 
worden ſind. In dieſem Fall haben die Steuerpflichtigen 
ihrer Steuerpflicht inſoweit noch nicht genügt. Sie 
find deshalb inſoweit im Gebiet des Altreichs, des ehe⸗ 
maligen Landes Sſterreich, der ehemaligen ſudetendeutſchen 
Gebiete oder im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
noch zur Einkommenſteuer zu veranlagen. Die Steuer⸗ 
pflichtigen ſind in dieſem Fall inſoweit noch als be⸗ 
ſchränkt Steuerpflichtige zu behandeln. 
Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger in Graudenz beſitzt eine Land⸗ 
wirtſchaft bei Allenſtein. Er iſt mit den Einkünften aus 
der Landwirtſchaft in Graudenz bisher nicht zur Einkommen⸗ 
ſteuer herangezogen worden. Der Steuerpflichtige iſt wegen 
der Einkünfte aus der Landwirtſchaft für das Kalenderjahr 
1939 vom Finanzamt Allenſtein noch als beſchränkt Steuer⸗ 
pflichtiger zu behandeln. 


Es kann vorkommen, daß Steuerpflichtige im Kalender⸗ 
jahr 1939 im Memelland oder in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten Verluſte erlitten haben. Es entſteht die Frage, 
ob dieſe Verluſte gegen Einkünfte aus dem anderen Reichs⸗ 
gebiet (mit Ausnahme des Protektorats Böhmen und 
Mähren) ausgeglichen werden können. Die Frage iſt 
zu verneinen. Die Einkünfte, die Steuerpflichtige im 
Kalenderjahr 1939 im Memelgebiet oder in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten bezogen haben, bleiben bei der Ein⸗ 
kommenbeſteuerung wegen der Umſtellung von dem bis⸗ 
herigen Einkommenſteuerſyſtem auf das Deutſche Ein⸗ 
kommenſteuerſyſtem außer Betracht. Es müſſen des⸗ 
halb auch die Verluſte, die im Kalenderjahr 1939 in den 
bezeichneten Gebieten entſtanden find, außer Betracht 
bleiben. 

Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger mit dem Wohnſitz in Kattowitz beſitzt 
ein Hausgrundſtück in Berlin. Der Steuerpflichtige hat 
im Kalenderjahr 1989 aus feinem Gewerbebetrieb in Kaktowitz 
einen Verluſt erlitten. Der Verluſt kann bei der Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung für 1989, die in Berlin wegen der Ein⸗ 
künfte aus dem Hausgrundſtück vorgenommen wird, nicht aus⸗ 
geglichen werden. Es iſt dabei unterſtellt, daß der Steuer⸗ 
pflichtige in Kattowitz mit den Einkünften aus dem Haus⸗ 
grundſtück für das Kalenderjahr 1939 nicht bereits zur Ein⸗ 
kommenſteuer herangezogen worden war. 


Ergeben ſich aus dieſer Regelung Nachteile, fo 
müſſen ſie von den Steuerpflichtigen im allgemeinen hin⸗ 
genommen werden. In einzelnen Fällen kann dieſe Rege⸗ 
lung aber zu einer außer gewöhnlichen Härte führen. 
Dabei iſt hauptſächlich an die Fälle zu denken, in denen die 
Verluſte durch das Bekenntnis zum Deutſchtum 
oder durch das Eintreten für das Deutſchtum ent⸗ 
ſtanden ſind. Die Finanzämter können dann durch Bil⸗ 
ligkeitserlaß entgegenkommen. 


6. Verhältnis zwiſchen dem Protektorat Böhmen 

Mähren und dem anderen Reichsgebiet 

Das Protektorat Böhmen und Mähren iſt 
ſtaatsrechtlich ein Beſtandteil des Deutſchen Reichs. Es führt 
aber finanzwirtſchaftlich im weſentlichen ein Eigen⸗ 
leben. Das Deutſche Einkommenſteuergeſetz gilt im Pro⸗ 
tektorat Böhmen und Mähren nicht. Die Einwohner des 
Protektorats Böhmen und Mähren unterliegen auf dem 
Gebiet der Einkommenſteuer nicht der Deutſchen Steuer⸗ 
hoheit. Es beſteht deshalb kein Grund, die Einwohner des 


und 


Protektorats Böhmen und Mähren von der Deutſchen Ein⸗ 
kommenſteuer freizulaſſen, wenn ſie aus dem Deutſchen 
Reichsgebiet außerhalb des Protektorats Böhmen und 
Mähren Einkünfte beziehen. Im Abſchnitt 1 der Einkom⸗ 
menſteuer⸗Nichtlinien und Körperſchaftſteuer⸗Richtlinien für 
1939 iſt deshalb beſtimmt worden, daß die Einwohner des 
Protektorats mit ihren Einkünften aus dem anderen Reichs⸗ 
gebiet im Deutſchen Reichsgebiet außerhalb des Protektorats 
einkommenſteuerrechtlich als beſchränkt Steuer⸗ 
pflichtige zu behandeln ſind. Die Einwohner im Deut⸗ 
ſchen Reichsgebiet außerhalb des Protektorats ſind ander⸗ 
ſeits mit ihren Einkünften aus dem Protektorat im anderen 
Reichsgebiet nicht zur Einkommenſteuer heranzuziehen, 
wenn nicht in dem früheren Deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen 
Doppelbeſteuerungsabkommen etwas anderes 
vorgeſehen war. 

Das frühere Deutſch⸗tſchechoſlowakiſche Doppelbeſteue⸗ 
rungsabkommen hat durch die Eingliederung des 
Protektorats in das Deutſche Reich ſeine Geltung als 
zwi ſchenſtaatliche Vereinbarung verloren. Die 
Grundſätze, die in dem bezeichneten Abkommen ent⸗ 
halten waren, find für das Verhältnis zwiſchen dem Pro⸗ 
tektorat und dem anderen Reichsgebiet zur Vermeidung 
einer Doppelbeſteuerung aber weiter anzuwen⸗ 
den. Dadurch wird eine klare Abgrenzung zwiſchen der 
Deutſchen Steuerhoheit und der Steuerhoheit des Pro- 
tektorats erzielt. 

Hat ein Steuerpflichtiger ſeinen Wohnſitz oder ſeinen 
gewöhnlichen Aufenthalt im Protektorat Böhmen 
und Mähren, ſo unterliegt er der Steuerhoheit des 
Protektorats. Hat der Steuerpflichtige im Kalenderjahr 
1939 auch Einkünfte aus dem anderen Deutſchen Reichs⸗ 
gebiet bezogen, ſo iſt er mit dieſen Einkünften im anderen 
Deutſchen Reichsgebiet als beſchränkt Steuer⸗ 
pflichtiger zur Einkommenſteuer zu veranlagen. Es iſt 
hier jedoch zu prüfen, ob die Einkünfte nach dem früheren 
Deutſch⸗tſchechoſflowakiſchen Vertrag zur Vermeidung der 
Doppelbeſteuerung der Deutſchen Einkommenſteuer nicht 
unterlegen hätten. Sit das der Fall, jo erfolgt eine Ein- 
kommenſteuerveranlagung im anderen Reichsgebiet nicht. 
Der Steuerpflichtige iſt dann nur im Protektorat zur Ein⸗ 
kommenſteuer heranzuziehen. 

Beiſpiel: 

Ein Kaufmann mit dem Wohnſitz in Prag beſitzt ein 
Hausgrundſtück in Leipzig. Er hat im Kalenderjahr 1939 
aus dieſem Grundſtück Einkünfte bezogen. Neben dem 
früheren Deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen Vertrag zur Vermeidung 
der Doppelbeſteuerung unterlagen die Einkünfte aus Grund⸗ 
beſitz in dem Staat der Belegenheit des Grundbeſitzes 
der Einkommenſteuer. Der Steuerpflichtige iſt deshalb in 
Leipzig für das Kalenderjahr 1939 mit ſeinen Einkünften aus 
dem Grundbeſitz als beſchränkt Steuerpflichtiger 
zur Einkommenſteuer heranzuziehen. 


Hat ein Steuerpflichtiger ſeinen Wohnſitz oder ſeinen 
gewöhnlichen Aufenthalt im Deutſchen Reichs⸗ 
gebiet außerhalb des Protektorats Böhmen und Mähren, 
ſo unterliegt er als unbeſchränkt Steuerpflichtiger der 
Deutſchen Einkommenſteuer. Dieſer Steuerpflichtige 
kann im Kalenderjahr 1939 Einkünfte aus dem Pro⸗ 
teftorat Böhmen und Mähren bezogen haben. 
Er unterliegt auch mit dieſen Einkünften an ſich der Deut⸗ 
ſchen Einkommenſteuer. Es iſt hier jedoch zu prüfen, ob die 
Einkünfte nach dem früheren Deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen 
Vertrag zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung der Ein⸗ 
kommenſteuer nur in der Tſchecho⸗Slowakei unterlegen 
hätten. Iſt das der Fall, ſo bleiben die Einkünfte bei der 
Deutſchen Einkommenbeſteuerung außer Betracht. 


Beiſpiel: 

Ein Rentner in Dresden hat aus der Verpachtung einer 
Kiesgrube bei Pilſen im Kalenderjahr 1939 Pachtzinſen be⸗ 
zogen. Die Beſteuerung der Pachtzinſen ſtand nach dem 
früheren Deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen Vertrag zur Vermeidung 
der Doppelbeſteuerung nur der Tſchecho⸗Slowakei zu. Der 
Rentner iſt auch jetzt mit den Pachtzinſen nicht zur Deutſchen 
Einkommenſteuer heranzuziehen. 
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Diefe Regelung kann nicht für alle Fälle gelten. 
Im Protektorat Böhmen und Mähren wohnen viele Be⸗ 
amte, Angeſtellte, Wehrmachtsangehörige 
und auch Arbeiter, die ihre Dienſtbezüge aus einer 
öffentlichen Kaſſe des Deutſchen Reichs (mit Aus⸗ 
nahme des Protektorats Böhmen und Mähren) oder von 
einer Behörde oder Dienſtſtelle beziehen, die vom 
Deutſchen Reich im Protektorat Böhmen und Mähren ein⸗ 
gerichtet worden iſt. Dieſe Arbeitnehmer ſollen im Pro⸗ 
tektorat Böhmen und Mähren nicht unbeſchränkt ein⸗ 
kommenſteuerpflichtig ſein. Ihre Dienſtbezüge unter⸗ 
liegen deshalb der Deutſchen Einkommenſteuer. Das gleiche 
wird für ihre anderen Einkünfte gelten müſſen, die ſie 
nicht aus dem Protektorat Böhmen und Mähren ſelbſt be⸗ 
zogen haben. Dieſe Frage iſt aber einer beſonderen 
Regelung vorbehalten geblieben. . 

Die Frauen und minderjährigen Kinder 
der Arbeitnehmer, die in das Protektorat Böhmen und 
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Mähren abgeordnet worden ſind, teilen mit ihnen in der 
Regel den Wohnſitz im Protektorat. Dieſe Perſonen 
wären deswegen an ſich im Protektorat Böhmen und Mähren 
unbeſchränkt einkommenſteuerpflichtig. Das würde zu 
unerwünſchten Folgen führen, ſolange die Haushaltsvor⸗ 
ſtände im Protektorat Böhmen und Mähren nicht unbe⸗ 
ſchränkt einkommenſteuerpflichtig ſind. Die Frauen und 
Kinder, die mit den oben bezeichneten Arbeitnehmern die 
Haushaltsgemeinſchaft teilen, ſollen ihnen auch 
in der einkommenſteuerlichen Behandlung gleichgeſtellt 
fein. Es iſt deshalb in den Einkommenſteuer⸗Richtlinien und 
Körperſchaftſteuer⸗Richtlinien für 1939 beſtimmt worden, 
daß die oben behandelte Aufteilung der Beſteuerung 
zwiſchen dem Protektorat Böhmen und Mähren und dem 
anderen Reichsgebiet in dieſen Fällen nicht gilt. Die Be⸗ 
5 wird für dieſe Fälle auch noch geregelt werden 
müſſen. 


Die neuen Grundsteuer-Billigkeits richtlinien 


Von Regierungsrat Janert, Berlin, Reichsfinanzministerium 
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1. Einführung 


Der Reichsminiſter der Finanzen und der Reichsminiſter 
des Innern haben die „Richtlinien für Billigkeitsmaßnahmen 
auf dem Gebiet der Grundſteuer“ — GrBilR — neu auf⸗ 
geſtellt (Erlaß vom 22. Januar 1940, L 1164 A — 80 III und 
V St 1390 /39/5605, RStBl S. 121). Dabei find die bis⸗ 
herigen Richtlinien vom 11. April 1939 (RStBl S. 585) im 
allgemeinen unverändert übernommen worden. Die Ande⸗ 
rungen betreffen Maßnahmen, die durch die Kriegs⸗ 
umſtände veranlaßt find. Es iſt möglich, daß ſpäter 
weitere Anderungen für die frei gemachten oder die ge⸗ 
räumten Gebietsteile des Weſtens getroffen werden. Einige 
Anderungen behandeln Fragen, die ſich bei der Anwendung 
der Richtlinien vom 11. April 1939 ergeben haben. Die 
neuen Billigkeitsrichtlinien berückſichtigen auch die Ertrags⸗ 
minderungen beim Beherbergungs gewerbe, für 
die eine endgültige Regelung noch ausſtand. Die Ab- 
weichungen, die zwiſchen den jetzigen und den bis⸗ 
herigen Richtlinien beſtehen und nicht lediglich die Faſſung 
den ſollen in den folgenden Ausführungen behandelt 

erden. 


2. Ausreichende Berückſichtigung der Erlaßgründe im Krieg 


Schon bisher wurde von den Gemeinden erwartet, daß 
ſie die Erlaßanträge mit dem gebotenen wirtſchaft⸗ 
lichen Verſtändnis bearbeiten (Ziffer 1 Abſatz 3 
GEBR). Tiefe Weiſung hat jetzt erhöhte Bedeutung 
erhalten. Die neuen Billigkeitsrichtlinien weiſen eingangs 
darauf hin, daß die Gemeinden eine etwa durch den Krieg 
eingetretene Verſchlechterung der perſönlichen Verhältniſſe 
des Steuerſchuldners genügend zu berückſichtigen haben. Es 
wird hinzugefügt, daß auch in den „Richtlinienfällen“ ein 
weiteres Entgegenkommen zu zeigen iſt, wenn der auf 
den Richtlinien beruhende Billigkeitserlaß wegen Vorliegens 
beſonders ungünſtiger Verhältniſſe nicht genügend erſcheint. 


8. Ertragsminderung bei eigengenutzten Grundſtücken, 

9. Reklameflächen und Neflameanlagen, 

10. Eigengenutzte Grundſtücke des Beherbergungsgewerbes und 
der Privatkrankenanſtalten, 

11. Errechnung des gewogenen Mittels der Ertragsminderung, 

12. Ausmaß des Steuererlaſſes, 

13. Zwangsverſteigerungen, 

14. Ertragsminderungen im Übergangsjahr (Rechnungsjahr) 1939. 


3. Billigkeitserlaß bei Geſamtſchuldnerſchaft 


Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Steuer⸗ 
ſchuldners können bei der Grundſteuer als einer Real⸗ 
ſteuer nur in beſonderen Fällen berückſichtigt werden. Wie 
dabei zu verfahren iſt, wenn ein Steuergegenſtand mehreren 
Perſonen gehört oder bei der Feſtſtellung des Einheitswerts 
mehreren Perfonen zugerechnet worden iſt, ſtellt der neue 
Abſatz 5 der Ziffer 1 GrBilR klar. Er lautet: 


„(5) Gehört der Steuergegenſtand mehreren Perſonen, 
und geben die ſchlechten wirtſchaftlichen Verhältniſſe eines 
Miteigentümers oder mehrerer Miteigentümer Anlaß zu 
einem Entgegenkommen, ſo kann inſoweit Grundſteuererlaß 
gewährt werden. Der Steuererlaß kommt nur in Betracht, 
wenn die Gewähr beſteht, daß der Teilerlaß auch tatſächlich 
den bedürftigen Miteigentümern allein zugute kommt.“ 


4. Neue Antragsfriſt in Richtlinienfällen 


Ein Steuererlaß wird grundſätzlich nur auf Antrag ge⸗ 
währt. Für einen auf den Richtlinien beruhenden Billig⸗ 
keitserlaß war der Antrag bisher ſpäteſtens zum Ablauf des 
Rechnungsjahrs (Erlaßzeitraums) zu ſtellen. Dieſe Friſt 
genügt nicht mehr, nachdem als Bemeſſungszeitraum für 
einen Teil der Ertragsminderungen (Ziffer 14 GrBilR) das 
laufende Rechnungsjahr eingeführt worden iſt (Hinweis auf 
Abſchnitt 7). Der Antrag kann jetzt erſt nach Ablauf des 
Rechnungsjahrs geſtellt werden, weil erſt dann die für die 
Entſcheidung maßgebenden Ertragsverhältniſſe nachweisbar 
find. Ziffer 3 Abſatz! GrBilR ſieht deshalb vor, daß der 
Antrag jeweils ſpäteſtens am 30. Juni des Kalen- 
derjahrs zu ſtellen ift, in dem der Erlaßzeitraum 
endet. Der Antrag auf Gewährung eines Steuererlaſſes 
für das Rechnungsjahr 1939 kann alſo ſpäteſtens am 
30. Juni 1940 geſtellt werden. 


5. Billigfeitserla bei Belaſtungserhöhungen 


Der Abſchnitt II der Richtlinien, der die Weiſungen für 
einen Billigkeitserlaß wegen Belaſtungserhöhungen aus An⸗ 
laß der Umſtellung der Grundſteuer enthält, war auf das 
Rechnungsjahr 1939 beſchränkt. Jetzt wird beſtimmt, daß 
dieſe Weiſungen bis auf weiteres gelten. Die Gren⸗ 
zen, bis zu denen der Mehrbetrag der Grundſteuer in der 
Regel als zumutbar anzuſehen iſt, ſind unverändert 
geblieben. Die urſprüngliche Abſicht, den ſogenannten Zu⸗ 
mutbarkeitstarif jährlich weiter abzubauen und damit die 
Steuerſchuldner allmählich an die höhere Belaſtung heran⸗ 
zuführen, ſoll während des Kriegs nicht durchgeführt wer⸗ 
den. Die Anträge auf Billigkeitserlaß wegen Belaſtungs⸗ 
erhöhungen ſind alſo bis auf weiteres nach den bisherigen 
Anordnungen zu entſcheiden. 


6. Nicht ſteuerbegünſtigte Neubauten 


Ziffer 7 GrBilR gemäß kommt es für die Frage, inwie⸗ 
weit bei Belaſtungserhöhungen der Steuermehrbetrag zu 
erlaſſen iſt, auf die Ertragsverhältniſſe des Grundſtücks an. 
Die neuen Richtlinien weiſen darauf hin, daß bei den ni cht 
ſteuerbegünſtigten Neubauten wegen der über⸗ 
höhten Geſtehungskoſten und Zinslaſten beſondere Verhält⸗ 
niſſe vorliegen können. Sie fügen hinzu, daß dieſen Um⸗ 
ſtänden durch ein weiteres Entgegenkommen Rechnung 
zu tragen iſt. 


7. Abſtellung der Ertragsminderung auf das Rechnungsjahr 


Der Abſchnitt III der Richtlinien befaßt ſich mit den 
Ertragsmin derungen. Bei Grundſtücken, für die 
Rohmieten vorhanden ſind oder ſich ſchätzen laſſen, iſt das 
Ausmaß der telt e durch Vergleich der Roh⸗ 
mieten zu ermitteln (Ziffer 14 GrBilR). Dabei waren bis⸗ 
her für die Gegenwart die Jahresrohmieten des Kalender⸗ 
jahrs anzuſetzen, in dem der Erlaßzeitraum begann. Die 
Zugrundelegung des Kalenderjahrs hatte gewiſſe Vorteile. 
Demgegenüber konnte der Nachteil, daß Bemeſſungszeit⸗ 
raum und Erlaßzeitraum ſich nicht deckten, in Kauf genom⸗ 
men werden. Das iſt jetzt anders. Es muß im Krieg mit 
größeren Schwankungen der Ertragsverhältniſſe als bisher 
gerechnet werden. Dieſer Umſtand macht eine Angleichung 
der beiden Zeiträume erforderlich. Ziffer 14 Abſatz 1 GrBilg 
iſt deshalb wie folgt geändert worden: 

„(1) Bei der Prüfung des Ausmaßes der Ertragsminde⸗ 
rung iſt von der Jahresrohmiete nach dem Stand vom 
1. Januar 1935 auszugehen. Von dieſer iſt die Jahres⸗ 
rohmiete des Rechnungsjahrs abzuziehen, für das der 
Steuererlaß in Betracht kommt (laufendes Rechnungsjahr). 
Der Unterſchiedsbetrag ergibt die Ertragsminderung. Sie iſt 
in einem Hundertſatz der Jahresrohmiete vom 1. Januar 1935 
auszudrücken.“ 


Dieſer Anderung der Ziffer 14 GrBilR entſprechend iſt 
das Beiſpiel in Ziffer 15 GrBilg neu aufgeſtellt worden: 
„15. Beiſpiel für die Anwendung der Ziffer 14 
Ein Grundſtück, das auf den 1. Januar 1935 mit der 
Jahresrohmiete bewertet iſt, wurde im Rechnungsjahr 1940 
zum Teil von dem Eigentümer bewohnt, zum anderen Teil 
war es bermietet. Am 30. September 1940 zog der Eigentümer 
aus, da er ſeinen Wohnſitz berlegen mußte. Der Verſuch, die 
Räume zu einer angemeſſenen Miete zu vermieten, ſcheiterte. 
Für die vermieteten Räume fonnte die Miete für drei Monate 
wegen nachgewieſener Zahlungsunfähigkeit des Mieters nicht 
eingezogen werden. 
Die Berechnung der Ertraasminderung durch Vergleich 
der Rohmieten ergibt das folgende Bild: 
für den 1. Januar 1935: 
Die bei der Bewertung angeſetzte 
Jahresrohmiete beträgt für 
das Greer 
darin iſt die Wohnung des 
Eigentümers mit 1600 RM 
enthalten. 


für das Rechnungsjahr 1940: 


1. Für den vom Eigentümer be⸗ 
nutzten (ab 1. Oktober 1940 


10 000 RM, 
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leerſtehenden) Grundſtücksteil 
iſt die übliche Miete für die 
Zeit vom 1. April bis 30. Sep⸗ 
tember 1940 zu ſchätzen. Die 
Schätzung ergibt ebenfalls einen 
Jahresbetrag von 1600 RM, 

d. h. für ſechs Monate 
Anzuſetzen ſind für die 
übrigen ſechs Monate, in 
denen die Räume leer⸗ 
ſtanden Ni 
2. Für den vermieteten Grund⸗ 
ſtücksteil beträgt die verein⸗ 
barte Miete (Ziff. 14 Abſ. 2 b) 
8400 RM. Davon iſt der 
Mietausfall für drei Monate 
2 100 RM abzuziehen. An⸗ 
zuſetzen find ſomit . 5 
Unterſchied 
Die Ertragsminderung errechnet ſich danach zu 
2 900 100 
—ͤ — 299.9. 
10 000 9 


800 RM. 


6300 „ 7100 „ 


2 900 RM. 


8. Ertragsminderung bei eigengenutzten Grundſtücken 


Soweit beim Vergleich der Rohmieten als Jahresroh⸗ 
miete für den 1. Januar 1935 oder für die Gegenwart die 
übliche Miete in Betracht kommt, iſt ſie in Anlehnung 
an die Jahresrohmieten zu ſchätzen, die für Räume gleicher 
oder ähnlicher Art und Lage regelmäßig vereinbart ſind. In 
Ziffer 14 Abſatz 2 a GrBilgt tft darauf hingewieſen worden, 
daß bei Grundſtücksteilen, die der Eigentümer ſelb it 
benutzt, die übliche Miete für das laufende Rechnungsjahr 
gegebenenfalls von der üblichen Miete für den 1. Januar 
1935 abweichen kann. Ziffer 20 GrBilR hat dement⸗ 
ſprechend die folgende Faſſung erhalten: 


„20. Eigengenutzte Wohngrundſtücke 

Auf Wohngrundſtücke, die vom Eigentümer ſelbſt benutzt 
werden, ſind die Anordnungen der Ziffer 14 anzuwenden. 
Wird das Grundſtück vom Eigentümer ganz oder nahezu ganz 
benutzt, ſo liegt eine Ertragsminderung dann vor, wenn die 
übliche Miete des laufenden Rechnungsjahrs gegenüber der 
üblichen Miete vom 1. Januar 1935 geſunken it. Aber auch 
wenn keine Ertragsminderung anzunehmen iſt, können bei 
dieſen Grundſtücken Fälle auftreten, in denen dem Eigentümer 
unter Würdigung der geſamten Verhältniſſe die Entrichtung 
der vollen Grundſteuer nicht zugemutet werden kann. Die 
Gemeinden haben darüber nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu 
entſcheiden (Hinweis auf Ziffer 1).“ 


9. Reklameflächen und Reklameanlagen 


Die Verdunkelungsmaßnahmen können zu Stillegungen 
von Lichtreklamen führen, die insbeſondere in den Groß⸗ 
ſtädten beſtehen. Die neuen Billigkeitsrichtlinien fügen in 
Ziffer 14 Abſatz 2 GrBilR einen weiteren Punkte an, der 
für die Anwendung der dort vorhandenen Überſicht das 
folgende klarſtellt: 4 

„e) Die für die Überlaffung von Reklameflächen und 
Reklameanlagen erzielten Entgelte ſind bei der 
Einbeitsbewertung zur Jahresrohmiete (Sp. 2) gerechnet 
worden. Sie ſind deshalb auch bei der üblichen Miete 
(Sp. 3 und 4) und bei der vereinbarten Miete (Sp. 4) zu 
berückſichtigen.“ 


10. Eigengenutzte Grundſtücke des Beherbergungsgewerbes 
und der Privatkrankenanſtalten 


In den Richtlinien vom 11. April 1939 konnte für die 
eigengenutzten Grundſtücke des Beherbergungsge⸗ 
werbes noch keine endgültige Regelung getroffen werden. 
Bis zu ihrer Bekanntgabe war der Steuerbetrag inſoweit zu 
ſtunden, als er bei Anwendung der Weiſungen für 1988 
(Erlaß vom 12. Januar 1939, RStBl S. 99) für einen Er⸗ 
laß in Betracht gekommen wäre. Die neuen Billigkeitsricht⸗ 
linien regeln jetzt die Frage der Ertragsminderungen beim 
Beherbergungsgewerbe endgü ltig. In dieſe Regelung 
find die Grundſtücke folder Privatkrankenanſtal⸗ 
ten einbezogen worden, die nicht ſchon unter die Befrei⸗ 
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ungsvorſchriften des Grundſteuergeſetzes fallen. Für die 
Ermittlung des Umfangs der Ertragsminderung gilt 
die Ziffer 16a GrBilR. Sie lautet: 


„16 a. Vergleich der Bettenlegung 


(1) Bei Grundſtücken (Grundſtücksteilen), in denen der 
Eigentümer 
a) einen eigenen Beherbergungsbetrieb unter⸗ 

hält und die Erlaubnis zum Betrieb nach $ 1 des 
Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (RGBI I S. 146) 
beſitzt, 

b) eine eigene grundſteuerpflichtige Privatkranten⸗ 
anftalt (Sanatorium, Klinik, Heilſtätte) betreibt und die 
Konzeſſion nach $ 30 der Reichsgewerbeordnung beſitzt, 

iſt die Ertragsminderung nach den Abſätzen 2 bis 6 zu be⸗ 

rechnen. 

(2) Bei der Ermittlung der Ertragsminderung iſt von 
einer Jahresbelegung (Normalbelegung) auszugehen, 
die anzuſetzen iſt 
a) bei Jahres betrieben mit 80 v. H. der Belegungs⸗ 

fähigkeit (Zahl der regelmäßig vorhandenen Gaſtbetten, 
Krankenbetten, vervielfacht mit 365), 

b) bei Saifonbetrieben in den Kur⸗ und Bade⸗ 
orten, die mindeſtens drei Monate im Jahr geſchloſſen 
ſind, mit 50 v. H. der Belegungsfähigkeit, 

e) bei Saiſonbetrieben in den Nord⸗ und Oſt⸗ 
ſeebädern, die mindeſtens ſechs Monate im Jahr ge⸗ 
ſchloſſen find, mit 30 v. H. der Belegungsfähigkeit. 


Von der Normalbelegung iſt die tatſächliche Belegung des 
„maßgebenden Kalenderjahrs“ abzuziehen, d. h. des Kalender⸗ 
jahrs, in dem der Erlaßzeitraum (Rechnungsjahr) beginnt. Der 
Unterſchiedsbetrag ergibt die Ertragsminderung. Sie iſt in 
einem Hundertſatz der Normalbelegung auszudrücken. 


Beiſpiel: 


In einem Beherbergungsbetrieb (Jahresbetrieb) 
ſind regelmäßig 100 Gaſtbetten vorhanden. 
Die Belegungsfähigkeit in einem Jahr be⸗ 


trägt danach 100 865 . 86 500. 
Die Normalbelegung beträgt 80 v. H. von 36500 — 29 200. 
Tatſächliche Belegung (Geſamtzahl der Über⸗ 

nachtungen) im maßgebenden Kalenderjahr — 16 060. 

Unterfchied . 13 140. 
Die Ertragsminderung errechnet ſich danach zu 
13 140 100 45 v 
= . H. 
29 200 8 


(3) Werden Betten in einem unter Abſatz 1 fallenden 
Beherbungsbetrieb auf Grund des Reichsleiſtungs⸗ 
geſetzes vom 1. September 1939 (RGBl I S. 1645) in An⸗ 
spruch genommen (3. B. zur Unterbringung von Militär⸗ 
perſonen oder Rückgeführten), ſo iſt die auf die Zwangs⸗ 
belegung entfallende Zahl der „Übernachtungen“ bei der Feſt⸗ 
ſtellung der katſächlichen Belegung des maßgebenden 
Kalenderjahrs nicht voll, ſondern zur Hälfte anzuſetzen. 


Beifpiel: 
In einem Beherbergungsbetrieb, der 120 Gaſtbetten 


hat, find in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 31. Dezember 
1939 60 Betten von der Militärbehörde belegt worden. 


Die tatfächliche Belegung (Geſamtzahl der 

Übernachtungen) im Kalenderjahr 1939 beträgt: 

a) Zahl der auf die Zwangsbelegung entfallenden 
60 (Betten) 92 (Tage) 


nens 0 
b) Zahl der ſonſtigen Übernachtungen 18 820 
Geſamtzahl 21 080. 


(4) Sind Beherbergungsbetriebe oder unter Abſatz 1 
fallende Privatkrankenanſtalten zur Einrichtung bon 
Reſerbelazaretten in Anſpruch genommen, jo regelt 
ſich die Vergütung, die für die Inanſpruchnahme zu gewähren 
iſt, nach den Grundſätzen des Erlaſſes vom 21. Oktober 1939 
Nr. GBV 569/39 — 2480 (RMBlin S. 2188). Dieſe Ver⸗ 
gütungen werden nach den Verhältniſſen des einzelnen Falls 
feſtgeſetzt. Der Umfang, in dem die Vergütungen von dem 
normalerweiſe zu erzielenden Umſatz abweichen, iſt nach Lage 
des Einzelfalls dadurch zu berückſichtigen, daß die von der 


Militärbehörde belegten Betten in Anlehnung an die Regelung 
des Abſatzes 3 zu einem angemeſſenen Bruchteil angeſetzt 
werden. 

(5) Die Ertragsminderung, die ſich den Abſätzen 2 bis 4 
gemäß ergibt, iſt grundſätzlich auf den ganzen Steuer⸗ 
gegenſtand zu beziehen. In den Fällen jedoch, in denen 
a) die Reſtaurationsräume in der Hauptſache nicht für Be⸗ 

herbergungsgäſte beſtimmt ſind (3. B. Stadtreſtaurants), 
b) vermietete Räume vorhanden find (3. B. Läden, Büros, 

Wohnungen), 
iſt die Ertragsminderung für jeden Teil geſondert zu er- 
mitteln, wenn die betreffenden Grundſtücksteile zuſammen 
mindeſtens 10 v. H. des Steuergegenſtands ausmachen. Wegen 
der Ermittlung der Grundſtücksteile Hinweis auf Ziffer 17 
Abſatz 2 Sätze 2 bis 4. 

(6) Bei der geſonderten Ermittlung (Abſatz 5) 
iſt hinſichtlich des Grundſtücksteils, der dem Beherbergungs⸗ 
betrieb dient, nach den Abſätzen 2 bis 4 dieſer Ziffer und hin⸗ 
ſichtlich der vermieteten Räume nach Ziffer 14 zu verfahren. 
Auf den Grundſtücksteil, der dem Reſtaurationsbetrieb dient, 
iſt Ziffer 16 mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Umſätze im 
Kalenderjahr 1934 nicht mit dem einfachen, ſondern mit dem 
um 30 b. H. erhöhten Betrag anzuſetzen ſind. Wegen der 
Berückſichtigung der geſondert ermittelten Ertragsminderungen 
Hinweis auf Ziffer 17 Abſätze 1 und 2.“ 


Wegen der Berückſichtigung der Ziffer 16a 
GrBilg gemäß ermittelten Ertragsminderungen im Rech⸗ 
nungsjahr 1939 Hinweis auf Abſchnitt 14. Es iſt zu be⸗ 
achten, daß die ſogenannte „Generalklauſel“ in Ziffer 19 
GrBilR für die eigengenutzten Grundſtücke des Beherber⸗ 
gungsgewerbes und der Privatkrankenanſtalten nicht gilt. 
Auf dieſe Grundſtücke iſt alſo die Weiſung nicht anzuwenden, 
daß bei einer Ertragsminderung von mehr als 20 v. H. ein 
Steuererlaß nicht in Betracht kommt, wenn die Einziehung 
der Steuer nach den wirtſchaftlichen Verhältniſſen des Be⸗ 
triebes keine unbillige Härte darſtellt. 


11. Errechnung des gewogenen Mittels der Ertragsminde⸗ 
rung 


Es beſtanden Zweifel darüber, welche „Gewichte“ bei 
der Errechnung des gewogenen Mittels der Ertrags⸗ 
minderung für den ganzen Steuergegenſtand zu verwenden 
ſind. Zur Klarſtellung und Ergänzung ſind in Ziffer 17 
Abſatz 2 GrBilR die folgenden Anordnungen getroffen 
worden: 

„(2) In den Fällen, in denen die Ertragsminderung für 
einzelne Grundſtücksteile geſondert zu ermitteln iſt, iſt 
als Ertragsminderung für den ganzen Steuergegenſtand 
das gewogene Mittel aus den Ertragsminderungen (eſteige⸗ 
rungen) für die einzelnen Grundſtücksteile zu errechnen. Haben 
die Gebäudeentſchuldungſteuerbehörden die Anteile der Grund⸗ 
ſtücksteile am geſamten Steuergegenſtand bereits für die Zwecke 
der Gebäudeentſchuldungſteuer (Hauszinsſteuer) ermittelt, ſo 
ſind dieſe als „Gewichte“ zu übernehmen. In den anderen 
Fällen ſind als „Gewichte“ die wertmäßigen Anteile, d. h. die 
Teile des maßgebenden Einheitswerts zu verwenden, die auf 
die einzelnen Grundſtücksteile entfallen. Beſtehen darüber 
Zweifel, ſo iſt ein Gutachten des Finanzamts beizuziehen.“ 


12. Ausmaß des Steuererlaſſes 


Das Ausmaß des Steuererlaſſes in den 
Fällen der Ertragsminderungen iſt zur ſtärkeren Berück⸗ 
ſichtigung der Ertragsrückgänge im Krieg erheblicher ⸗ 
höht worden. Die Erhöhung ergibt ſich aus zwei Maß⸗ 
nahmen. Die bisherigen Ausſchlußgrenzen von 10 v. H. und 
20 v. H. ſind in reine Kleinbetragsgrenzen um⸗ 
gewandelt worden. Außerdem iſt der Hundert ſatz, um 
den die Steuer zu erlaſſen iſt, heraufgeſetzt worden. 
Ziffer 18 GrBilR lautet jetzt: 


„18. Ausmaß des Steuererlaſſes 


(1) Ergibt ſich eine Ertragsminderung, die 10 b. H. — in 
den Fällen der Ziffern 16 und 16 8: 20 v. H. — nicht über⸗ 
ſteigt, fo wird ein Steuererlaß wegen Ertragsminde⸗ 
rung nicht gewährt. Für ein Grundſtück, das zu einem 
Teil unter Ziffer 14 und zum anderen Teil unter Ziffer 16 


S. 68 


Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr. 6 / 10. Februar 1940 


— — ë.;.ꝓ— — . 83 — 


oder 16 a fällt, iſt die Frage. welche Grenze Satz 1 gemäß gilt, 
danach zu entſcheiden, welcher Grundſtücksteil wertmäßig 
überwiegt. 

(2) Der Steuererlaß entſpricht dem Hundertſatz der 
Ertragsminderung. Der Hundertſatz, um den die Steuer zu 
erlaſſen iſt, iſt alſo gleich dem Hundertſatz der Ertragsminde⸗ 
rung. 


Beiſpiel: 
Im Beiſpiel der Ziffer 15 iſt ein Steuererlaß in Höhe 
bon 29 b. H. (im Beiſpiel der Ziffer 16 a Abſatz 2: von 
45 b. H.) zu gewähren. 


(3) Würde ſich Abſatz 2 gemäß ein Steuererlaß ergeben, 
der 12 RM jährlich nicht überſteigt, jo iſt von ihm abzuſehen.“ 


Wegen der erſtmaligen Anwendung dieſer 
Weiſung Hinweis auf Abſchnikt 14. 


13. Zwangsverſteigerungen 


Die Richtlinien vom 11. April 1939 enthielten genaue 
Weiſungen über die Behandlung der Ertragsminderungen 
bei Zwangsverſteigerungen. Dieſe Weiſungen 
ſind der neuen Lage, die durch die Anderung des Be⸗ 
meſſungszeitraums eingetreten iſt (Hinweis auf Abſchnitt 7). 
angepaßt worden. Sie lauten jetzt: 


„21. Zwangs verſteigerungen 
Bei Zwangs verſteigerungen (Hinweis auf Zif⸗ 
fer 3 a) iſt wie folgt zu verfahren: 

a) in den Fällen der Ziffer 14 (Vergleich der 
Rohmieten) 

Die in der Zeit vom 1. April bis zum Verſteigerungs⸗ 
termin erzielte Miete iſt auf ein ganzes Jahr umzu⸗ 
rechnen und als „Miete des laufenden Rechnungsjahrs“ an⸗ 
zuſetzen; 

b) in den Fällen der Ziffer 16 (Vergleich der 
Umſätze) und der Ziffer 16a (Vergleich der 
Bettenbelegung) 

Findet der Verſteigerungstermin in der Zeit vom 
1. April bis 31. Dezember ſtatt, ſo ſind die in der Zeit vom 
1. Januar bis zum Verſteigerungstermin erzielten Um⸗ 
ſätze auf ein ganzes Jahr umzurechnen und als „Umſätze 
des maßgebenden Kalenderjahrs“ anzuſetzen. In den Fäl⸗ 
len der Ziffer 16a iſt unter Zugrundelegung der Betten- 
belegung entſprechend zu verfahren. 

Der ſich nach Buchſtabe a oder b für ein ganzes Rechnungsjahr 

ergebende Erlaßbetrag (Ziffer 18) iſt nur mit dem Anteil 

zu erlaſſen, der dem Teil des Rechnungsjahrs entſpricht, der 
box dem Verſteigerungstermin liegt. 

Für den Teil des Rechnungsjahrs, der nach dem Verſtei⸗ 
gerungstermin liegt, iſt entſprechend zu verfahren. 


Beiſpiel zu b: 


Bei einem Geſchäftsgrundſtück mit einer Jahresgrund⸗ 
ſteuer von 2000 RM findet der Verſteigerungstermin am 
1. Juli 1940 ſtatt. 


Umſätze im Kalenderjahr 1934. 120 000 RM 
Umſätze in den Monaten 

Januar bis Juni 1940 30 000 RM 
Umſätze in den Monaten 

Juli bis Dezember 1940 . 45 000 RM. 


Die Berechnung der zu erlaſſenden Steuerbeträge ergibt 
das folgende: 


a) für den vorangegangenen Teil des Rechnungsjahrs 
(April bis Juni 1940): 
Umſätze für das Kalenderjahr 1934 
Als „Umſätze im Kalenderjahr 1940“ ſind 


120 000 RM 


30 000 12 
anzuſetzen Pe 60 000 RM 
Unterſchied. 60000 RM. 
Ertragsminderung auf Grund der Ziffer 16: 
60 000 - 100 505 
120 000 a ne BE 


Der Steuererlaß für das ganze Rech⸗ 
nungsjahr würde alſo 50 v. H. von 


2000 RM (Jahresſteuer) betragen 1000 RM. 
Der Anteil, der für die Monate April bis 
Juni tatſächlich zu erlaſſen iſt, beträgt 
16600 
ſomit — 18 „ A ee 250 RM; 


b) für den folgenden Teil des Rechnungsjahrs (Juli 1940 
bis März 1941): 


Umſatze für das Kalenderjahr 1934 . 120 000 RM 
Als „Umſätze im Kalenderjahr 1040“ find 
45 000 - 12 
anzuſetzen — .= 90 000 RM 
Unterſchied. 230 000 RM. 
Ertragsminderung auf Grund der Ziffer 16: 
30 000 - 109 25.0.6 
D 


Der Steuererlaß für das ganze Rech⸗ 
nungsjahr würde alſo 25 v. H. von 


2000 RM (Jahresſteuer) betragen. 500 RM. 
Der Anteil, der für die Monate Juli 1940 
bis März 1941 tatſächlich zu erlaſſen 
500 - 9 
iſt, beträgt ſomit kr = u 5 375 RM.“ 


14. Ertragsminderungen im Übergangsjahr (Rechnungs⸗ 

jahr) 1939 

Die neuen Billigkeitsrichtlinien gelten für die Grund⸗ 
ſteuer, die für die Zeit ab 1. April 1939 erhoben wird. 
Soweit die neuen Richtlinien von den bisherigen abweichen, 
ſind ſie alſo rückwirkend für 1939 anzuwenden. Die 
Rückwirkung iſt jedoch für beſtimmte Weiſungen des Ab⸗ 
ſchnitts III GrBiln (Ertragsminderungen) ausge⸗ 
ſchloſſen worden. Die Behandlung der Ertragsminde⸗ 
rungen im Übergangsjahr (Rechnungsjahr) 1939 richtet ſich 
nach der neuen Ziffer 21 a GrBilR. Dieſe Ziffer lautet: 


„21a. Ertragsminderungen im Übergangs⸗ 
jahr (Rechnungsjahr) 1939 

(1) Bei eigengenutzten Grundſtücken des Beherber⸗ 
gungsgewerbes und der Privatkrankenanſtal⸗ 
ten iſt der Umfang der Ertragsminderung Ziffer 16a gemäß 
nach den Verhältniſſen des maßgebenden Kalenderjahrs (1939) 
zu ermitteln. Der ſich Ziffer 18 gemäß ergebende Erlaßbetrag 
iſt für das Rechnungsjahr 1939 in vollem Umfang zu erlaſſen. 


(2) Bei den anderen Grundſtücken ſind die Ertrags⸗ 
minderungen wie folgt zu ermitteln und zu berückſichtigen. 
Das Übergangsjahr 1939 iſt abweichend von Ziffer 3 Abſatz 1 
Satz 1 in zwei Teile zu zerlegen, und zwar in die Zeit 
vom 1. April bis 31. Dezember 1939 und in die Zeit vom 
1. Januar bis 31. März 1940. 


a) Für die Zeit vom 1. April bis 31. Dezember 
191 
Der Umfang der Ertragsminderung iſt den Weiſungen 
der bisherigen Richtlinien (pom 11. April 1989) gemäß nach 
den Verhältniſſen des maßgebenden Kalenderjahrs (1939) 
zu ermitteln. Der ſich nach Ziffer 18 (bisherige Faſſung) 
für ein ganzes Rechnungsjahr ergebende Erlaßbetrag iſt 
mit drei Vierteln zu erlaſſen. 


b) Für die Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1940 


In den Fällen der Ziffer 14 (Vergleich der Roh⸗ 
mieten): Der Umfang der Ertragsminderung iſt unter 
finngemäßer Anwendung der' Ziffer 14 in der Weiſe zu er⸗ 
mitteln, daß von der Jahresrohmiete nach dem Stand vom 
1. Januar 1935 das Vierfache der Rohmiete des erſten 
Kalendervierteljahrs 1940 abzuziehen iſt. Der ſich Ziffer 18 
gemäß für ein ganzes Rechnungsjahr ergebende Erlaß⸗ 
betrag iſt mit einem Viertel zu erlaſſen. 


In den Fällen der Ziffer 16 (Vergleich der Um⸗ 
ſätze): Der Buchſtabe a gemäß ermittelte Umfang der Er⸗ 
tragsminderung iſt unverändert zugrunde zu legen. Der ſich 
Ziffer 18 gemäß für ein ganzes Rechnungsjahr ergebende 
Erlaßbetrag iſt mit einem Viertel zu erlaſſen.“ 


| Eillldien ſt⸗ Nachrichten | 


Gewerbefteuer bei Neugründung eines Gewerbebetriebs 


Bei Neugründung eines Gewerbebetriebs wird die Ge⸗ 
werbeſteuer 822 Abſatz 1 GewSt gemäß vom Beginn des auf 
die Gründung folgenden Monats ab erhoben. Als Gewerbe⸗ 
ertrag für den laufenden Erhebungszeitraum iſt § 10 Abſatz 4 
GewStch gemäß das mutmaßliche Ergebnis der 
erſten zwölf Monate des Gewerbebetriebs zugrunde zu 
legen. 

Eine Partenreederei war am 27. Dezember 1937 mit einem 
Kapital von 400 000 RM gegründet worden. Die Vorbehörden 
hatten als mutmaßliches Ergebnis 5 v. H. des Kapitals zugrunde 
gelegt. Das Wirtſchaftsjahr 1938 hat tatſächlich mit einem Verluſt 
abgeſchloſſen. 

Der Reichsfinanzhof führt dazu in einem Urteil vom 17. Ja⸗ 
nuar 1940 — VI 753/39 —, das demnächſt veröffentlicht wird, das 
folgende aus: 


„Als mutmaßliches Ergebnis iſt nicht ein nor⸗ 
males Betriebsergebnis zu verſtehen, ſondern ein Ergeb⸗ 
nis, das der betreffende Gewerbebetrieb mutmaßlich in den 
erſten zwölf Monaten ſeines Beſtehens erzielen wird. Bei 
der Schätzung ſind buchmäßige Unterlagen, wenn 
fie vorliegen, zu berückſichtigen. Auch Teiljahresergeb⸗ 
niſſe können für die Feſtſtellung des Jahresergebniſſes 
wichtige Aufſchlüſſe geben. Es ſind zwar für die Schätzung 
grundſätzlich die Verhältniſſe maßgebend, wie ſie ſich am Tag 
der Veranlagung überſehen laſſen. Ebenſo wie aber 
einem wirklichen Ergebnis vor dem mutmaßlichen 
Ergebnis der Vorzug zu geben iſt, ſo muß auch das betrieb⸗ 
liche Ergebnis zwiſchen dem Tag der Veranlagung und dem 
Tag der Anfechtungsentſcheidung berüchſichtigt 
werden. Steht an dem letzteren Tag der tatſächliche Gewerbe⸗ 
ertrag endgültig feſt, ſo muß er auch der Anfechtungsentſchei⸗ 
dung zur Herbeiführung einer gerechten Beſteuerung zus 
grunde gelegt werden.“ 


Es muß bei Würdigung dieſes Urteils berückſichtigt werden, 
daß zwiſchen der Schätzung nach § 217 der Reichs ⸗ 
abgabenordnung und der Schätzung nach 8 10 Abſatz 3 des 
Gewerbeſteuergeſetzes ein weſentlicher Unterſchied beſteht. Die 
Schätzung nach § 217 tritt infolge eines Verſchuldens des 
Steuerpflichtigen ein. Er muß deshalb auch ein Schätzungs⸗ 
ergebnis hinnehmen, das zu ſeinen Ungunſten ausfällt, wenn es 
ſich nur im Rahmen des Möglichen hält. Die Schätzung bei 
Neugründung eines Gewerbebetriebs iſt dagegen nicht durch 
das Verſchulden des Steuerpflichtigen veranlaßt. 

Das Urteil kann für die Ermittlung des Gewerbekapitals bei 
Neugründung des Gewerbebetriebs nicht verwendet werden. 
Das Gewerbekapital iſt bei einer Neugründung nach den Grund⸗ 
ſätzen des § 12 des Gewerbeſteuergeſetzes und des Reichsbewer⸗ 
tungsgeſetzes § 23 der Zweiten Gewerbeſteuerdurchführungsver⸗ 
ordnung gemäß beſonders zu ermitteln, alſo nicht zu 
ſchätzen. Die Wertermittlung kann durch Rechtsmittel gegen 
den Steuermeßbeſcheid angefochten werden. Meu. 


Umſtellungsverordnung und Aktiengejet; in Danzig 


Zur Anpaſſung der Bilanzen im Gebiet der bis⸗ 
herigen Freien Stadt Danzig an die durch den Anſchluß verän⸗ 
derten rechtlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe iſt die Ver⸗ 
ordnung über Reichsmarkeröffnungsbilanzen und Umſtellungs⸗ 
maßnahmen im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
Umſtellungs verordnung) vom 16. Januar 1940, RGBl I 
8. 179, RStBl 1940 S. 70, ergangen. Sie entſpricht inhaltlich den 
Umſtellungsverordnungen für die Oſtmark, für die ſudetendeut⸗ 
ſchen Gebiete und für das Memelland, fo daß auf die Darſtellung 
in der DSZ 1938 Nre35 hingewieſen werden kann. Der 
weſentliche Inhalt, ſoweit er ſteuerliche Fragen berührt, 
iſt, Kaufleute, die zur Führung von Handelsbüchern ver⸗ 
pflichtet ſind, haben Inventare und Bilanzen, die für Stichtage 
nach dem 31. Dezember 1939 aufgeſtellt werden, in Reichs⸗ 
mark aufzuſtellen. Inbentare und Bilanzen für Stichtage 
zwiſchen dem 1. September und dem 31. Dezember 1939 ſollen 


in Reichsmark aufgeſtellt werden. Umrechnungsſatz: 1 Gulden = 
70 Rpf. Für den 1. September 1939 oder für einen ſpäteren, zu⸗ 
nächſt unbegrenzt gebliebenen Stichtag ſind ein Eröffnungs⸗ 
inventar und eine Eröffnungsbilanz in Reichsmark aufzuſtellen. 
Für die Reichsmarkeröffnungsbilanz ſollen grund⸗ 
ſätzlich die wahren Werte ohne Rückſicht auf die Wertanſätze in 
den Vorbilanzen gelten. Die Vermögensgegenſtände dürfen aber 
nicht mit einem Wert angeſetzt werden, der Höher iſt als der 
Teilwert am Eröffnungsbilanztag. Für den Tag, der dem 
Eröffnungsbilanztag vorhergeht, iſt eine Schlußbilanz nach 
den bisher für die Johreshauptabſchlüſſe geltenden Vorſchriften 
aufzuſtellen. 1 

Kapitalgeſellſchaften müſſen ihr Kapital und 
ihre Anteile am Kapital in Reichsmark neu feſtſetzen Um⸗ 
ſtellung im eigentlichen Sinn). Zahlungen an die Geſell⸗ 
ſchafter dürfen auf Grund der Umſtellung nicht geleiſtet werden. 
Bei Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften find der Geſchäfts⸗ 
anteil und gegebenenfalls auch die Haftſumme auf Reichsmark 
umzuſtellen. 

Die Vermögens änderungen, die ſich infolge der 
Aufſtellung der Reichsmarkeröffnungsbilanz und infolge der 
Umſtellung ergeben, begründen für die Steuer vom Ein lom⸗ 
men, vom Ertrag und vom Vermögen feine Steuer⸗ 
pflicht. Für die Bewertung in der Reichsmarkeröffnungsbilanz 
gelten ſteuerlich die folgenden Einſchrän kungen: Wirt⸗ 
ſchaftsgüter, die nach dem 1. September 1939 angeſchafft oder her⸗ 
geſtellt worden ſind, dürfen höchſtens zu den Anſchaffungs⸗ oder 
Herſtellungskoſten, vermindert um die zwiſchenzeitlichen Ab⸗ 
ſetzungen für Abnutzung, angeſetzt werden. Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung und Abſchreibungen auf den niedrigeren Teilwert dürfen 
nicht durch Höherbewertung ausgeglichen werden, wenn es den 
Gewinn oder Ertrag von Wirtſchaftsjahren gemindert haben, die 
nach dem 1. September 1939 abgelaufen ſind oder ablaufen. 

In Zuſammenhang mit der Umſtellungsverordnung ſteht die 
Verordnung zur Einführung aktienrechtlicher 
Vorſchriften im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
vom 16. Januar 1940, RGBl 1 S. 185. Sie beſtimmt, daß das 
Aktiengeſetz vom 30. Januar 1937 mit dem Einführungs⸗ 
geſetz und den Durchführungsverordnungen zum Aktiengeſetz im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig am 1. Januar 
1940 in Kraft tritt. Die Verordnung enthält eingehende über- 
gangsvorſchriften. Meu. 


Einführung der kinkommenſteuer und des Ariegszufchlags 
zur Einkommenfteuer im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig 


Die Einkommenſteuer und der Kriegszuſchlag zur Einkom⸗ 
menſteuer ſind im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
durch die Fünfte Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig bom 9. De⸗ 
zember 1939 (RGBl I S. 2431, RStBl 1939 S. 1214) ein⸗ 
geführt worden. Hinweis auf den Rd§⸗Erlaß vom 15. Januar 
1940 S 2300 — Dz 12 III (RStBl 1940 S. 41). 


8 1 der Einführungsverordnung gemäß find das Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz vom 27. Februar 1939 und die zu ſeiner Durchfüh⸗ 
rung und Ergänzung ergangenen Verordnungen am 1. Ja⸗ 
nuar 1940 im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
in Kraft getreten. Es ſind von der Einführung 
ausgenommen die Verordnung über die Auf⸗ 
ſtellung von Durchſchnittſätzen für die Er⸗ 
mittlung des Gewinns aus Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft vom 31. Dezember 1936 (REP 1937 I 
S. 1) und die Verordnung über die Bemeſſung 
des Nutzungswerts der Wohnung im eigenen 
Einfamilienhaus vom 26. Januar 1937 (RG BI 1 
S. 99). Die Einführung dieſer beiden Verordnungen bleibt einem 
fpäteren Zeitpunkt vorbehalten. Die Anwendung dieſer Verord⸗ 
nungen im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig iſt erſt 
möglich, wenn auf Grund der Beſtimmungen des Reichsbewer⸗ 
tungsgeſetzes Einheitswerte feſtgeſtellt worden find. Bis dahin 
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muß es wegen der Ermittlung der Einkünfte aus Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft und wegen der Bemeſſung des Nutzungswerts der Woh⸗ 
nung im eigenen Einfamilienhaus bei den allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten verbleiben. 

Die Einkommenſteuerveranlagung für den 
Veranlagungszeitraum 1989 findet noch nach den 
bisherigen Vorſchriften ſtatt. Bei dieſer Veranlagung er⸗ 
geben ſich im Verhältnis zwiſchen dem Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig und dem anderen Reichsgebiet mit Aus⸗ 
nahme des Memellands, der eingegliederten Oftgebiete und des 
Protektorats Böhmen und Mähren keine Beſonderheiten. Es iſt 
insbeſondere für eine Anwendung der Vorſchriften über die Be⸗ 
ſeitigung der Doppelbeſteuerung zwiſchen der Freien 
Stadt Danzig und dem Deutſchen Reich kein Raum mehr. Es it 
in diefer Hinficht ohne Belang, daß die bisherige Freie Stadt 
Danzig ſtaatsrechtlich erſt ab J. September 1939 zum Deutſchen 
Reich gehört. Die Steuerpflichtigen im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig ſind bei der Einkommenſteuerveranlagung 
für 1939 ſo zu bebandeln, als ob das Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig ſchon während des ganzen Kalenderjahrs 1939 
zum Deutſchen Reichsgebiet gehört hätte. Einkünfte, die dieſe 
Steuerpflichtigen aus dem anderen Reichsgebiet mit Ausnahme 
des Memellands, der eingegliederten Oſtgebiete und des Pro⸗ 
tektorats Böhmen und Mähren im Kalenderjahr 1939 bezogen 
haben, ſind deshalb in vollem Umfang bei der nach 
Danziger Steuerrecht vorzunehmenden Einkommenſteuerver⸗ 
anlagung für 1939 zu berückſichtigen. Steuerpflichtige, die im 
Altreichsgebiet, in der Oſtmark oder im Reichsgau Sudetenland 
ihren Wohnſitz haben und die im Kalenderjahr 1939 aus dem 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig Einkünfte bezogen 
haben, ſind wegen dieſer Einkünfte im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig nicht mehr als beſchränkt Steuerpflichtige 
heranzuziehen. Dieſe Einkünfte ſind bei der Einkommenſteuer⸗ 
veranlagung für 1939, die im Altreichsgebiet, in der Oſtmark oder 
im Reichsgau Sudetenland vorzunehmen iſt, zuſammen mit den 
anderen Einkünften zur Einkommenſteuer heranzuziehen. 


Beiſpiele: 

A. Ein Steuerpflichtiger mit dem Wohnſitz in Danzig hat im 
Kalenderjahr 1989 Zinſen aus einer Hypothek, die auf einem 
Grundſtück in Magdeburg ruht, erhalten. Er iſt mit dieſen 
Zinſen in Danzig zur Einkommenſteuer heranzuziehen. 


B. Ein Steuerpflichtiger, der in Berlin ſeinen Wohnſitz hat, hat 
im Kalenderjahr 1939 Einkünfte aus Grundbeſitz bezogen, der 
in Danzig liegt. Der Steuerpflichtige iſt für das Kalender⸗ 
jahr 1939 auch mit den Einkünften aus dem Danziger Grund⸗ 
beſitz in Berlin zu veranlagen. Die Einkünfte aus dem 
Grundbeſitz dürfen im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig bei der Einkommenſteuerveranlagung für 1939 nicht 
herangezogen werden. 


Für die Bemeſſung und die Entrichtung der E inkommen⸗ 
ſteuervoraus zahlungen ab 1. Januar 1940 ſind die 
Vorſchriften in den 8$ 35 bis 37 EStG 1939 maßgebend. Es 
wird in vielen Fällen eine Erhöhung der Vorauszah⸗ 
lungen 8 37 Abſatz 1 EStG 1939 gemäß angezeigt ſein. Es 
iſt zu berückſichtigen, daß ab 1. Januar 1940 auch im Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig Sonderausgaben für Haus⸗ 
gehilfinnen und Kirchenſteuern nicht mehr berückſichtigt werden 
können. Es kommt hinzu, daß für Steuerpflichtige der Steuer⸗ 
gruppe II mit höheren Einkommen die Grenzen, die § 87 Ab⸗ 
ſatz 1 EStG 1939 für die Erhöhung der Vorauszahlungen feſt⸗ 
ſetzt, in der Regel erreicht ſein werden. Schließlich deckt ſich die 
Vorſchrift über den Verluſtabzug im § 10 Abſatz 1 Ziffer 6 des 
Danziger Einkommenſteuergeſetzes nicht mit der Vorſchrift über 
den Verluſtabzug im $ 10 Abſatz 1 Ziffer 4 EStG 1989. 

Eine Herabſetzung der Vorauszahlungen 
wird wegen der Vorſchrift im § 13 Abſatz 3 EStG 1939 bei vielen 
Land⸗ und Forſtwirten auch ohne Antrag des Steuer⸗ 
pflichtigen angebracht ſein. 

Die Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes über den 
Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnſteuer) 
und die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen 1939 ſind im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig bei laufendem 
Arbeitslohn erſtmalig auf den Arbeitslohn anzuwenden, 


der für einen Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, der nach dem 
31. Dezember 1939 endet. Bei ſonſtigen (insbeſondere 
einmaligen) Bezügen ſind die neuen Vorſchriften erſt⸗ 
malig auf den Arbeitslohn anzuwenden, der nach dem 81. De⸗ 
zember 1939 gezahlt wird. 

Die Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes über den 
Steuerabzug vom Kapitalertrag (Kapital⸗ 
ertragſteuer) und die Verordnung zur Durchführung des 
Steuerabzugs vom Kapitalertrag (Kapitalertragſteuer) vom 
22. Dezember 1934 ſind im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig erſtmalig auf Kapitalerträge anzuwenden, die dem 
Steuerpflichtigen nach dem 31. Dezember 1939 zufließen. 

Entſprechendes gilt für die erſtmalige Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften über den Steuerabzug von Einkünften bei 
beſchränkt Steuerpflichtigen und von Aufſichts⸗ 
ratsvergütungen. 

Die Vorſchriften der Kriegswirtſchaftsverordnung vom 4. Sep⸗ 
tember 1939 über den Kriegszuſchlag zur Einkom⸗ 
menſteuer ſind im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig ebenfalls am 1. Januar 1940 in Kraft ge⸗ 
treten. Wegen der erſtmaligen Anwendung der 
Vorſchriften über den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer gelten 
die für das Einkommenſteuerrecht getroffenen Vorſchriften ſinn⸗ 
gemäß. Wenn und ſoweit die Einkommenſteuervorauszahlungen 
§ 37 Abſatz 1 EStG gemäß erhöht werden, wirkt ſich die Er⸗ 
höhung der Einkommenſteuervorauszahlungen auch bei den Var: 
auszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer aus. 

O. 


Einführung der Wehrfteuer im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig 

Das Wehrſteuergeſetz und ſeine Durchfüh⸗ 
rungsverordnungen ſind im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig am 1. Januar 1940 in Kraft ge⸗ 
treten. Hinweis auf die Fünfte Verordnung zur 
Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
vom 9. Dezember 1939 (RGBl I S. 2431, RStBl 1939 
S. 1214) und den RdF-Erlaß vom 15. Januar 1940 8 2300 — 
Daz 18 III (RStBl 1940 S. 41). 

Der Beginn der Wehrſteuerpflicht hängt u. a. 
davon ab, daß am Stichtag der Perſonenſtandsaufnahme eine 
endgültige Entſcheidung über die Nichteinberufung zur Erfüllung 
der zweijährigen aktiven Dienſtpflicht vorliegt. In dieſem Fall 
beginnt die Wehrſteuerpflicht mit dem Anfang des Kalenderjahrs, 
das auf den Stichtag der Perſonenſtandsaufnahme folgt. Am 
10. Oktober 1939 (Stichtag der Perſonenſtandsaufnahme) ſind im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig endgültige Entſchei⸗ 
dungen in dieſem Sinn noch nicht getroffen worden. Eine Wehr⸗ 
ſteuerpflicht für Perſonen, die die Deutſche Staatsangehörigkeit 
auf Grund von 8 2 des Geſetzes über die Wiedervereinigung der 
Freien Stadt Danzig mit dem Deutſchen Reich vom 1. September 
1939 (RGBI I S. 1547) erworben haben, kommt praktiſch er ſt 
ab 1. Januar 1941 in Betracht. 

Bei Männern, die bisher ihren Wohnſitz im anderen 
Reichsgebiet hatten, kann die Wehrſteuerpflicht bereits be⸗ 
gonnen haben. Handelt es ſich bei ihnen um Arbeitnehmer, 
ſo ſind auf ihrer Lohnſteuerkarte die Wehrſteuerpflicht und die 
anzuwendenden Wehrſteuerſätze vermerkt. Verlegen ſolche Arbeit⸗ 
nehmer ihren Wohnſitz in das Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig oder werden fie dort ohne Wohnſitzverlegung beſchäftigt, 
ſo bleiben ſie wehrſteuerpflichtig. Der Arbeitgeber hat die Wehr⸗ 
ſteuer nach den auf der Lohnſteuerkarte beſcheinigten Sätzen ein⸗ 
zubehalten und an das Finanzamt abzuführen. Verlegt ein zur 
Wehrſteuer veranlagter Wehrſteuerpflichtiger ſeinen Wohn⸗ 
ſitz aus dem anderen Reichsgebiet in das Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig, ſo ändert ſich an ſeiner Verpflichtung zur 
Wehrſteuerentrichtung (Entrichtung der Wehrſteuervorauszahlun⸗ 
gen) nichts. Solche Wehrſteuerpflichtigen ſind auch 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig ſchon für 
1939 und für 1940 zur Wehrſteuer zu veran⸗ 
lagen. 

Vorauszahlungen auf die für das Kalender⸗ 
jahr 1940 zu veranlagende Wehrſteuer werden nicht feſt⸗ 
geſetzt. 0. 
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Geld, Kredit und öffentliche Finanzen 

Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 7. Februar 1940. 
Steuergutſcheine I: Dezember 1939, Januar und Fer 
bruar 1940 99,85; März, April und Mai 99,87. — Steuer⸗ 
gutſcheine II: Juni 1942 99 ⅜; Juli 99,25; Auguſt 98 ¾; 
September, Oktober und November 98 ¼8. 


Außerkursſetzung der Reinnickelmünzen im Nennbetrag von 
1 Reichsmark. Die Reinnickelmunzen im Nennbetrag von 1 Reichs⸗ 
mark, die der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1938 gemäß 
(RGI 1 S. 795) ausgeprägt worden find, gelten ab 1. März 
1940 nicht mehr als geſetzliche Zahlungsmittel. 
Sie ſind einzuziehen. Die Münzen werden bis zum 
31. Mai 1940 bei den Reichskaſſen und bei den Lan⸗ 
deskaſſen angenommen. Hinweis auf die Verordnung über 
die Außerkursſetzung der Reinnickelmünzen im Nennbetrag von 
1 Reichsmark vom 20. Januar 1940, RGBIl I S. 231. 


Einführung des Münzgeſetzes im Reichsgau Sudetenland. 
Das Münzgeſetz vom 30. Auguſt 1924 gilt ab 27. Januar 
10940 im Reichsgau Sudetenland. Auch die Renten- 
bankſcheine find im Sudetenland als Zahlungsmittel zu⸗ 
gelaſſen worden. Hinweis auf die Verordnung zur Einführung 
des Münzgeſetzes im Reichsgau Sudetenland vom 19. Januar 1940, 
RER J S. 228. 


2 Sicherſtellung des Vermögens des ehemaligen polniſchen 
Staates. Das unbewegliche und das bewegliche Vermögen des 
ehemaligen polniſchen Staates wird ſichergeſte D 
Sicherſtellung geſchieht durch Beſchlagnahme. Vermögen, 
das früher militäriſchen Zwecken gedient hat oder von der Deut⸗ 
ſchen Wehrmacht in Beſitz genommen worden iſt, iſt von der Be⸗ 
ſchlagnahme ausgenommen. Dasſelbe gilt für Vermögen, das 
anderen öffentlichen Zwecken des ehemaligen polniſchen Staates 
gedient hat, ſoweit es in den eingegliederten Oſtgebieten liegt. 
— Die juriſtiſchen und die natürlichen Perſonen, die be⸗ 

chlagnahmtes Vermögen beſitzen, haben das Ver⸗ 
mögen anzumelden. Sie haben es bis auf weiteres zu ver⸗ 
walten. Verfügungen über das Vermögen bedürfen der 
Genehmigung der Haupttreuhandſtelle Oſt. Die 
Haupttreuhandſtelle Oſt kann die Herausgabe des beſchlag⸗ 
nahmten Vermögens an ihre Treuhandſtellen oder Be⸗ 
auftragten verlangen. Die Verwaltung des Vermögens 
geſchieht daun durch die Treuhänder der Haupttreu⸗ 
handſtelle Oſt. Hinweis auf die Verordnung über die Sicher⸗ 
ſtellung des Vermögens des ehemaligen polniſchen Staates vom 
15. Januar 1940, R Gehl I S. 174. 


Fünfzig ⸗Millionen⸗Auleihe der Rheiniſchen Braunkohlen⸗ 
Aktiengeſellſchaft. Die Rheiniſche Aktiengeſellſchaft für Braun⸗ 
kohlenbergbau und Brikettfabrikation in Köln gibt eine Anleihe 
von fünfzig Millionen Reichsmark aus. Die Vergin ſung be⸗ 
trügt 5 vom Hundert. Die Anleihe wird zum Nenn- 
be trag ausgegeben. Ihre Laufzeit beträgt zwangig Jahre. 
Die Anleihe wird durch eine erſtſtellige Geſamtſicherungs⸗ 
hypothek in Höhe von fünfzig Millionen Reichsmark auf dem 
Grundbeſitz und dem Bergwerksbeſitz der Anleiheſchuldnerin 
ſichergeſtellt. Der Erlös der Anleihe dient der Finan⸗ 
gierung der Aufgaben, die der Anleiheſchuldnerin im 

ierjahresplan geſtellt find. 


Abſchluß der Berliner Handels⸗Geſellſchaft für 1939. Die 
berliner Handels⸗Geſellſchaft legt als erſte der Berliner Groß⸗ 
anken ihren Abſchluß für das Geſchäftsjahr 1939 vor. Die Ver⸗ 
dasgensüberſicht 1989 zeigt insbeſondere eine ſtarke Ausweitung 
es Kreditgeſchäfts gegenüber 1938. Der Reingewinn 1989 be⸗ 
wägt 2171000 Reichsmark. Die Geſellſchaft ſchüttet einen Ge⸗ 
binnanteil bon 6½ vom Hundert aus. 


Behandlung feindlichen Vermögens. Es iſt verboten, unmit⸗ 
telbar oder mittelbar Zahlungen an Feinde im Ausland 
zu leiſten. Das f eindlide Vermögen, das ſich im 
Inl and befindet, iſt a nzumelden. Es darf über dieſes 
nermögen nicht verfügt werden. Unternehmen, die 
nr maßgebendem feindlichen Einfluß ſtehen, können 
unter Verwaltung geſtellt werden. Den Verwalter be⸗ 
ſtellt das Oberlandesgericht, in deſſen Bezirk das Unter⸗ 
nehmen feinen Sitz hat. Der Verwalter iſt zu allen Ge- 
ſchäften und Rechtshandlungen befugt, die der 


Betrieb des Unternehmens mit ſich bringt. — 
Der Reichsminiſter der Juſtiz beſtellt einen Reichskommiſ⸗ 
far zur einheitlichen Lenkung der Verwaltung 
feindlicher Unternehmen im Inland. (Hinweis auf die Verord⸗ 
nung über die Behandlung feindlichen Vermögens vom 15. Ja⸗ 
uuar 1940. RGBl J S. 191.) 


Vieriahresplan 


Einſparung von Bauſtoffen. Der Reichsarbeitsminiſter hat 
neue Richtlinien zur Verordnung über baupolizeiliche Maß⸗ 
nahmen von Bauſtoffen erlaſſen. In den Richtlinien werden die 
Möglichkeiten über die Einſparung und den Austauſch von Stahl. 
Eiſen und Holz behandelt. 


Preisbildung für Nadelſchnittholz 1940. Der Reichskommiſſar 
für die Preisbildung und der Reichsforſtmeiſter haben eine An⸗ 
ordnung über die Preisbildung für inländiſches Nadelholz er⸗ 
laſſen. Die Anordnung gilt für das geſamte großdeutſche Reichs⸗ 
gebiet einſchließlich der Reichsgaue Danzig⸗Weſtpreußen und 
Poſen. Die Anordnung iſt im NOV J S. 59 vom 17. Januar 1940 
veröffentlicht. i 


Preisbildung für Rohholz. Der Reichskommiſſax für die 
Preisbildung und der Reichsforſtmeiſter haben eine Verordnung 
über die Preisbildung für Rohholz im Forſtwirtſchaftsjahr 1940 
erlaſſen. Die Verordnung ſchafft erſtmalig eine Regelung für das 
geſamte großdeutſche Wirtſchaftsgebiet einſchließlich der eingeglie⸗ 
derten Oſtgaue. Die Verordnung iſt im RG BI I S. 123 vom 
19. Januar 1940 veröffentlicht. 


Verbot der Angliederung und Erweiterung von Nähbetrieben. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter hat eine Anordnung über das Ver⸗ 
kot der Angliederung und Erweiterung von Nähbetrieben erlaſſen. 
Die Anordnung iſt bis 31. Dezember 1941 befriſtet und im Reichs⸗ 
anzeiger vom 20. Januar 1940 veröffentlicht. 


Paprikaſyndikat für das Protektorat Böhmen und Mähren. 
Der Anbau, die Verarbeitung und der Handel mit Paprika im 
Protektorat Böhmen und Mähren ſind neu geregelt worden. Die 
Betreuung des Anbaues, der Verarbeitung und des Handels iſt 
einem Syndikat übertragen worden. Als Sitz des Syndikats 
iſt Brünn in Ausſicht genommen. 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


Erfolge des Deutſchen Handwerks. Seit Einführung des 
großen Befähigungsnachweiſes im Deutſchen Handwerk haben ſich 
in den letzten fünf Jahren etwa 300 000 Handwerker und Hand» 
werkerinnen der Meiſterprüfung unterzogen. — Auch die innere 
Geſundung des Handwerks hat weitere Fortſchritte gemacht. Trotz 
des Kriegs iſt die Zahl der Konkurſe und Vergleichsverfahren im 
Handwerk weiter zurückgegangen. Im Jahr 1989 find im Hand⸗ 
werk nur 163 Konkurſe und 28 Vergleichsberfahren, die bisher 
niedrigſten Zahlen, vorgekommen. 


Keine Inventurausverkäufe und keine Winterſchlußverkäufe. 
Im Jahr 1940 dürfen Inventuransverkäufe und Winterſchluß⸗ 
verkäufe nicht veranſtaltet werden. 


Eingetragene Unternehmungen im Dentſchen Reich. Nach 
Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ waren Ende 1938 im 
Deutſchen Reich einſchließlich Oſtmark und Sudetengau die folgen⸗ 
den eingetragenen Unternehmungen vorhanden 


Einzelfirmen . 250 468 
Offene Handelsgeſellſchaften 59 848 
Genoſſenſchafte n rund 58 000 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung . 27 425 
Kommanditgeſellſchaften 5 18 690 
Aktiengeſellſchaften 6 460 
Gewerkſchaften ene 233 
Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeie 167 


Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 22. 
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Vertragsverhältnis der Handlungsagenten bei Einberufung 
zur Wehrmacht. Durch Verordnung vom 24. Januar 1940 (RGBl I 
S. 225) wird beſtimmt, daß durch die Einberufung zu einer Dienſt⸗ 
leiſtung im Wehrdienſt ein beſtehendes Vertragsverhältnis zwi⸗ 
ſchen dem Geſchäftsherrn und dem Handlungsagenten nicht gelöſt 
wird. Die Vertragsparteien ſollen ſich über die weitere Fort⸗ 
ſetzung der Geſchäftstätigkeit einigen. Dem Handlungsagenten 
ſteht während der Dauer der Einberufung gegen den Geſchäfts⸗ 
herrn ein Anſpruch auf Proviſten und Vergütung der Geſchäfts⸗ 
unkoſten nicht zu. Der Geſchäftsherr kann das Vertragsverhältnis 
nur kündigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Als wichtiger 
Grund iſt die Einberufung zum Wehrdienſt nicht anzuſehen. 


Vorläufige Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft im 
Meichsgau Polen. Durch Verordnung vom 10. Januar 1940 
(RGBl I S. 51) find die folgenden Stellen mit dem Sitz in Poſen 
errichtet worden: 


1. eine Induſtrie⸗ und Handelskammer, 
2. eine Handwerkskammer, 
3. eine Wirtſchaftskammer. 


Bei der Wirtſchaftskammer werden die folgenden Abteilungen 
eingerichtet. 


a) Handwerkskammerabteilung, 
b) Induſtrieabteilung, 

e) Handelsabteilung, 

d) Fremdenverkehrsabteilung. 


Verkehr 


Poſt⸗ und Fernmeldedieuſt mit den neuen Oſtgebieten. Im 
Poſtverkehr mit Oſtoberſchleſien find nunmehr Pakete bis zu 
zwanzig Kilogramm zugelaſſen. — Zwiſchen dem Reichsgebiet und 
dem Generalgouvernement ſind vom 1. Februar 1940 ab ein 
beſchränkter Zeitungspoſtdienft und der Fernſprechdienſt auf⸗ 
genommen worden. 


Ausrüſtung der Kraftfahrzeuge mit Wehrmacht⸗Taruſchein⸗ 
werfern. Der Verordnung bom 30. Dezember 1939 (RGBI 1940 
Teil I S. 171) gemäß müſſen alle Kraftfahrzeuge ſpäteſtens am 
1. Oktober 1940 mit dem Wehrmacht⸗Tarnſcheinwerfer ausgerüſtet 
ſein. Ausgenommen ſind Kraftfahrzeuge mit einer Höchſt⸗ 
geſchwindigkeit von nicht mehr als ſechs Kilometer je Stunde, 
ſelbſtfahrende Arbeitsmaſchinen mit einer Höchſtgeſchwindigkeit von 
nicht mehr als zwanzig Kilometer je Stunde, elektriſch angetriebene 
Kraftfahrzeuge und Krankenfahrſtühle. 


Paketdtenſt mit den eingegliederten Oſtgebieten. Ab 15. Januar 
1940 find gewöhnliche Pakete und unverfiegelte Wertpakete bis zu 
fünf Kilogramm mit und ohne Nachnahme im Verkehr mit den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten zugelaſſen. Die beſondere Kennzeichnung 
der Dienſtpakete iſt nicht mehr erforderlich, 


Einführung der Sommerzeit. Der Verordnung vom 23. Ja⸗ 
nuar 1940 gemäß (RGBl 1 S. 232) wird vom 1. April bis 6. Oktober 
1940 im Deutſchen Reich die Sommerzeit eingeführt. Die öffent⸗ 
lichen Uhren werden am 1. April 1940 um 2 Ühr um eine Stunde 
vorgeſtellt, am 6. Oktober 1940 um 8 Uhr um eine Stunde zurück⸗ 
geſtellt. Am 6. Oktober 1940 erſcheint demgemäß die Stunde von 
2 bis 3 Uhr zweimal. Die erſte Stunde wird mit 2A, die zweite 
mit 2 B bezeichnet (z. B. 2 A 15 Minuten, 2 B 30 Minuten). 


Sozialverſicherungsbeiträge der Arbeiter und Angeſtellten im 
öffentlichen Dienſt während des beſonderen Einſatzes der Wehr⸗ 
macht. Durch Verordnung vom 22. Januar 1940 (RGBl I S. 225) 
wird beſtimmt, daß für Arbeiter und Angeſtellte im öffentlichen 
Dienft, im Dienft der Partei und ihrer Gliederungen, die wäh⸗ 
rend ihrer Einziehung zur Wehrmacht ihre Dienſtbezüge weiter⸗ 
erhalten, die Sozialverſicherungsbeiträge weiter zu entrichten ſind. 
Der Beitragsberechnung werden die Dienſtbezüge ohne Abzug des 
Ausgleichsbetrags nach dem Einſatz⸗Wehrmachtgebührnisgeſet 
zugrunde gelegt. Die Verordnung iſt für die Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung und für die knappſchaftliche Penſtonsverſicherung am 
1. Februar, für die Invalidenverſicherung am 5. Februar 1940 in 
Kraft getreten. 


Eheſchlleßungen, Geburten und Sterbefälle im dritten Vier⸗ 
teljahr 1939. Die vorläufige Auszählung der Bevölkerungsvor 
gänge im Altreich einſchließlich der Oſtmark, des Memellauds und 
Ser ehemaligen Freien Stadt Danzig ergibt das folgende Bild: 


Drittes Viertelj. Jan. bis Sept. 
1939 1938 1939 1938 

Gheſchließungen 216 645 178 625 591 165 514 102 
Lebendgeborene 389 780 3655 225 1 180 050 1 089 821 
Totgeborene E 8 555 7617 27 281 2 630 
Geſtorbene“) (ohne 

Totgeborene) 203 188 204 220 724 121 6738 079 
davon unter 1 Jahr 

alte Kinder 21 414 20 934 72 518 66 2083. 


*) Ohne die im September 1830 beurkundeten Todesfälle von 
Wehrmachtangehörigen. 


Einführung der Reichsverſicherung in Oſtoberſchleſten. Der 
Verordnung vom 16. Januar 1940 (RG BI I S. 196) gemäß gel- 
ten ab 1. Januar 1940 in den der Provinz Schleſten eingeglieder⸗ 
ten ehemals polniſchen Gebieten die Reichsverſicherungsordnung, 
das Angeſtelltenverſicherungsgeſetz und das Reichsknappſchafts⸗ 


geſetz. 


Sicherung der überführung der Militäranwärter, der An⸗ 
wärter des Reichsarbeitsdienſtes und der Verſorgungsauwärter 
alten Rechts in das Beamtenverhältnis. Durch Verordnung vom 
30. Dezember 1939 (RG BI 1940 Teil I S. 39) iſt beſtimmt wor⸗ 
den, daß Beamtenſtellen, die den Militäranwärtern, den Anwär⸗ 
tern des Reichsarbeitsdienſtes und den Verſorgungsanwärtern 
alten Rechts vorbehalten find, während des beſonderen Einſatzes 
der Wehrmacht nicht mit Beamten des Zivilanwärterſtandes be⸗ 
ſetzt werden dürfen. Die freizuhaltenden Beamtenſtellen find 
vorläufig mit Angeſtellten und Arbeitern zu beſetzen. In der 
Oſtmark, im Sudetengau, im Memelland, in den eingegliederten 
Oſtgebieten und für die reichseigenen Dienſtſtellen im Protektorat 
Böhmen und Mähren gilt dieſe Verordnung mit der Einſchrän⸗ 
kung, daß dadurch der Verwaltungsaufbau in dieſen Gebieten 
nicht beeinträchtigt werden darf. 


Verwaltungsführung in den Landkreiſen. Der Vorſitzende des 
Miniſterrats für die Reichsverteidigung, der Stellvertreter des 
Führers und der Generalbevollmächtigte für die 80 0 8 185 
haben durch Anordnung vom 28. Dezember 1939 (RGPI 194 
Teil I S. 45) die Aufgabengebiete des Kreisleiters und des Land⸗ 
rats abgegrenzt. Die Menſchenführung iſt allein Aufgabe 
der Partei. Sie wird in der Kreisſtufe durch den Kreis⸗ 
leiter wahrgenommen. Der Kreisleiter iſt für die Stimmung 
und Haltung der Bevölkerung verantwortlich, insbeſondere für 
die Stärkung der ſeeliſchen Kräfte aller Volksgenoſſen zur Ver⸗ 
teidigung des Reichs. Die Verantwortung für die ordnungs⸗ 
mäßige Erfüllung aller Aufgaben der ſtaatlichen Verwal: 
tung trägt ausſchließlich der Landrat. Er hat für 
engſte Zuſammenarbeit aller ſtaatlichen Dienſtſtellen zu ſorgen. 
Der Kreisleiter und der Landrat haben ſich gegenſeitig über alle 
wichtigen Dinge ihrer Aufgabengebiete zu unterrichten. 


Anbau von Heil⸗ und Gewürzpflanzen. Die Anbauflächen von 
Heil⸗ und Gewürzpflanzen zeigen das folgende Bild in Hektar: 


1938 1939 
Kümmel . 1021 967 
Körnerſenf 624 889 
Majoran 296 436 
Pfefferminze l 245 313 
Slot) a 5 eh 95 140 
Fenchel 167 127 
Dit 0 107 119 
Koriander * 130 117 
Petersilie? 5 111 117 
Baldrian nr 89 81 
Seeſtrandbeifuß 5 118 76 
Eibiſch r 61 62 
Thymian IE Be 42 48 
Bohnenkraut 46 37 
Salt . . . 4 2 82 
Schnittlauch 8 24 28, 


